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Durch das Bundesgeſetz über die Erwerbung und 
den Verluſt der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 
1. Juni 1870 (Bundesgeſetzblatt Seite 355) und das 
Bundesgeſetz über den Unterſtützungs-Wohnſitz vom 
6. Juni 1870 (ebendaſelbſt S. 360) im Verein mit dem 
preußiſchen Landesgeſetz vom 8. März 1871 (Geſetz— 
ſammlung S. 130) hat das Heimath- und Armenweſen 
im preußiſchen Staatsgebiet eine fo durchgreifende Um- 
wandelung erfahren, daß mit dem 1. Juli d. J., dem 
Einführungstermin des Bundesgeſetzes vom 6. Juni 1870 
und des preußiſchen Landesgeſetzes vom 6. März 1871, 
eine ganz neue Ordnung des Heimath- und Armenweſens 
ins Leben tritt. 

Der Umſtand, daß ſich die neue Geſetzgebung aus 
verſchiedenen getrennten Geſetzesvorſchriften zuſammen⸗ 
ſetzt, läßt das Bedürfniß einer überſichtlichen Zu— 
ſammenſtellung um ſo dringender hervortreten, als die 
Grundzüge des neuen Rechts und des veränderten Ver⸗ 
fahrens in einem kurz bemeſſenen Zeitraume in den 
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weiteſten Kreiſen Verbreitung und richtiges Ver— 
ſtändniß finden ſollen. Mit einer geordneten Zu⸗ 
ſammenſtellung des Textes der zuſammengehörigen Ge- 
ſetzesſtellen würde man in dieſem Falle den angedeuteten 
Zweck nicht erreichen, da neben der überſichtlichen und 
leicht faßlichen Anordnung des gegebenen Stoffs auf 
die Beſeitigung möglicher Unklarheiten und Zweifel einge⸗ 
wirkt werden muß, eine überſichtliche ſyſtematiſche 
Darſtellung aber entſchieden den Vorzug hat, ein 
klareres und anſchaulicheres Bild zu geben, als es die 
bloße Zuſammenſtellung des Textes vermag. Dieſe 
Erwägungen legten mir die Aufgabe nahe, das Heimath⸗ 
recht und das Armenweſen zum Gegenſtande der Bear- 
beitung in dem gedachten Sinne zu machen. Ich bin 
dabei von dem Geſichtspunkt ausgegangen, einerſeits 
eine den geſammten Stoff umfaſſende Ueberſicht her⸗ 
zuſtellen, andrerſeits aber den Gegenſtand ſo zu be— 
handeln, daß auch den mit den einſchlagenden Verhält⸗ 
niſſen weniger vertrauten Leſern das Verſtändniß für 
die bezüglichen Verhältniſſe erleichtert, und die Einfüh⸗ 
rung in die ſo nahe bevorſtehenden neuen Zuſtände in 
zweckmäßiger Weiſe vorbereitet wird. 


Königsberg in Pr., den 7. Mai 1871. 
Den Verfaſſen. 
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Die Geſetzgebung über die Armenpflege hat durch das 
Bundesgeſetz vom 6. Juni 1870 über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz eine weſentliche Umgeſtaltung erfahren. 

Dieſes Geſetz, welches mit dem 1. Juli 1871 für 
die Staaten des deutſchen Bundes mit Ausſchluß von 
Baiern, Würtemberg und Baden in Kraft tritt, ſteht 
mit den Beſtimmungen über die Bundes- und Staats⸗ 
angehörigkeit in einem ſo untrennbaren Zuſammenhange, 
daß es nothwendig erſcheint, vor der Auseinanderſetzung 
der Vorſchriften über die Armen⸗-Unterſtützung einen 
Blick auf diejenigen Verhältniſſe zu werfen, welche als 
eine Vorbedingung für den Unterſtützungswohnſitz zu 
betrachten ſind. 


Bundes angehörigkeit. 

Als Bundesangehörige im Sinne der Armen— 8 
pflege ſind die Angehörigen folgender auf der Grund— 
lage der Verfaſſungsurkunde des norddeutſchen Bundes 
vom 26. Juni 1863 vereinigten deutſchen Staaten an⸗ 


zuſehen: 
1 


Bu 


1) der Königreiche Preußen mit Lauenburg und 
Sachſen; | | 

2) der Großherzogthümer Heſſen, ) Meklenburg⸗ 
Schwerin, Meklenburg-⸗Strelitz, Oldenburg und 
Sachſen⸗Weimar; 

3) der Herzogthümer Braunſchweig, Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen, Sachſen-Altenburg, Sachſen⸗-Coburg⸗Gotha 
und Anhalt; 

4) der Fürſtenthümer Schwarzburg-Sondershauſen, 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Waldeck und Pyrmont, 
Reuß ältere und jüngere Linie, Schaumburg-Lippe 
und Lippe; a 

5) der freien Hanſeſtädte Lübeck, Bremen und Ham⸗ 
burg. 

§. 1 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870 (B.⸗G.⸗B. S. 355). 

Art. 1 Verf.⸗Urk. v. 26. Juni 1867 (B.⸗G.⸗B. S. 2). 

Die Bundesangehörigkeit hat die Wirkung, daß 

die Angehörigen eines jeden Bundesſtaates in jedem 
andern Bundesſtaat als Inländer behandelt und dem⸗ 
gemäß dort zum feſten Wohnſitz, Gewerbebetrieb, zu 
öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundſtücken, 


1) Der ſüdlich des Mains belegene Theil des Großherzog⸗ 
thums Heſſen iſt erſt durch die Verfaſſungs⸗Urkunde des deut⸗ 
ſchen Bundes vom 31. December 1870 in dieſen Verband auf⸗ 
genommen. Art. 80 a. a. O. 


— 


Erlangung des Staatsbürgerrechts, ſowie zum Genuß 

aller ſonſtigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vor— 

ausſetzungen wie die Einheimiſchen zugelaſſen werden. 
Art. 3 Verf.⸗Urk. v. 26. Juni 1867. 

Dieſem Geſichtspunkt entſprechend, ſind die Be— 
ſtimmungen über die Freizügigkeit, ſowie über das Hei— 
maths⸗ und Niederlaſſungsrecht, Gegenſtand der Bundes— 
geſetzgebung geworden. 

Art 4 a. a. Di 


Die Staatsangehörigkeit. 


Begründung. 
Die Staatsangehörigkeit in einem der vor— 
genannten Staaten wird begründet: 


A. durch Abſtammung. 


Bei ehelichen Kindern iſt die Staatsangehörigkeit 
des Vaters, bei unehelichen die der Mutter entſcheidend. 
8.3 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


B. durch Legitimation. 


Darunter verſteht man die in geſetzlicher Form 
erfolgte Anerkennung der Vaterſchaft außerehelich er— 
zeugter Kinder ſeitens des Erzeugers. 

Dieſelbe giebt nach preußiſchem Recht den unehe— 
lichen Kindern die Rechte der ehelichen 
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1) wenn ſich der Erzeuger mit der Mutter der 

Kinder verheirathet, 

2) wenn der Landesherr auf den diesfälligen An⸗ 
trag des Vaters die Legitimation ausſpricht. 
§. 4 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
8.596. 601 ff. II, 2 Allg. L.⸗R. 
C. durch Verheirathung. 

Eine Ausländerin, welche ſich mit einem Bundes⸗ 
angehörigen verehelicht, erwirbt dadurch die Staats- 
angehörigkeit. a 

§. 5 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


D. durch Aufnahme des Angehörigen eines 
Bundesſtaates in den Staatsverband eines 
andern Bundesſtaates. 


Zur Vollſtändigkeit eines derartigen Geſuchs ge— 
hört: 
1) der Nachweis der in dem Heimathſtaat erwor⸗ 
benen Staatsangehörigkeit, 
2) der Nachweis der Niederlaſſung in dem Bundes⸗ 
ſtaat, in welchem die Aufnahme nachgeſucht wird, 
3) bei unſelbſtändigen Perſonen die Zuſtimmung des 
geſetzlichen Beiſtandes . Ehemann, Vor⸗ 
mund). 
8.2 B.⸗Geſ. v. 1. November 1867, 
§. 7 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
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Ueber das Geſuch hat die Regierung zu befinden. 
Dieſelbe muß ſich nach deſſen Eingang mit der Ge— 
meinde, in welche der Antragſteller überzuſiedeln wünſcht, 
in Verbindung ſetzen. 

8.6 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 

Die Aufnahme kann verſagt werden: 

1) wenn der Antragſteller im letzten Jahre wegen 
wiederholten Bettelns oder Landſtreichens be— 
ſtraft iſt, 

2) wenn die Gemeinde den Nachweis führt, 
daß derſelbe außer Stande iſt, ſich und ſeinen 
erwerbsunfähigen Angehörigen ſelbſt oder durch 
Unterſtützung hiezu verpflichteter Verwandten!) 

den nothdürftigen Unterhalt zu verſchaffen. 

§. 3. 4 B.⸗Geſ. v. 1. November 1867. 
§. 7 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 

Falls keiner dieſer Fälle zutrifft oder denſelben 
nicht die Bedeutung eines durchſchlagenden Ablehnungs— 
grundes beigelegt wird, erfolgt die Aufnahme des An⸗ 
tragſtellers in den andern Bundesſtaat durch Ausferti⸗ 
gung einer ihm zuzuſtellenden Aufnahmeurkunde.?) 


1) Nach preußiſchem Landrecht liegt dieſe Verpflichtung 
nur den Eltern, Kindern, ſowie voll- und halbbürtigen Ge⸗ 
ſchwiſtern ob. 8.14. 15 II, 3 Allg. L.⸗R. 

2) Die Aufnahmeurkunde iſt koſten⸗ und ſtempelfrei. §. 24 
B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


Be 


E. durch Naturaliſation eines Ausländers 
d. h. Aufnahme deſſelben in den Staatsverband 
eines Bundesſtaats. | 
Das diesfällige Geſuch ift gleichfalls bei der Re⸗ 
gierung des betreffendes Bundesſtaates anzubringen. 
Zur Begründung gehört: 

1) eine obrigkeitliche Beſcheinigung darüber, daß der 
Bittſteller nach den Geſetzen ſeiner bisherigen 
Heimath ſelbſtändig tft; (im Falle der Unſelb⸗ 
ſtändigkeit bedarf es der atteſtirten Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters oder Beiſtandes) 

2) die Beibringung eines Atteſtes der ausländiſchen 
Obrigkeit über ſeine Unbeſcholtenheit; 

3) der Nachweis, daß er am Orte der gewünſchten 
Niederlaſſung eine Wohnung oder ein Unter⸗ 
kommen gefunden hat; 

4) der Nachweis, daß er in der Lage iſt, ſich und 
ſeine Angehörigen dort zu ernähren. 

Die Regierung hört zuvörderſt die Gemeinde!) 
beziehungsweiſe die Gutsherrſchaft oder den Armen⸗ 


1) In den Städten wird hierüber mit dem Magiſtrat 
ohne Zuziehung der Stadtverordneten verhandelt. Cab.⸗O. v. 
15. Juni 1844 (M.⸗B. S. 220). 8. 56 N. 8 der Städte⸗O. v. 
30. Mai 1853. 

In den Landgemeinden werden die Schulzen und SEHEN 
gehört. R. v. 10. Juni 1844 (M.⸗B. S. 220). 
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verband,!) in deſſen Bezirk der Bittſteller ſich nieder- 
zulaſſen gedenkt, über die Erforderniſſe ad 2, 3, 4 und 
trifft dann die Entſcheidung über die Aufnahme des 
Ausländers in den Staatsverband. 

Falls rückſichtlich der angedeuteten Punkte keine 
Bedenken obwalten, wird die Naturaliſationsurkunde 
ausgefertigt, welche mit dem Zeitpunkt der Aushändi⸗ 
gung an den Bittſteller deſſen Staatsangehörigkeit be⸗ 
gründet.?) / 
8.8. 10 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 

Bei Bundesangehörigen, welche ihre Staatsange— 
hörigkeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande 
verwirkt haben, können zwei Fälle eintreten: 


1) Es handelt ſich hier nur um die aus mehreren Ge— 
meinden, Gutsherrſchaften oder einzelnen Anſiedelungen gebildeten 
Armenverbände (Geſammt⸗Armenverbände). 

Die Gemeinde, beziehungsweiſe Gutsherrſchaft, kann aber 
auch in dieſem Falle ihren beſondern Standpunkt geltend machen, 
wenn ihr die Polizeigewalt zuſteht und ſie vom polizeilichen 
Geſichtspunkt aus gegründete Bedenken gegen die Aufnahme 
des Bittſtellers hervorheben will. 

2) Von Angehörigen der Königreiche Baiern und Wür⸗ 
temberg und des Großherzogthums Baden ſoll der Nachweis 
gefordert werden, daß der Bittſteller der Militairdienſtpflicht 
genügt hat oder von derſelben befreit iſt. §. 8 B.⸗Geſ. vom 
1. Juni 1870. Bundesvertrag v. 25. November 1870. 
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1) der Bundesangehörige hat noch keine andere 
Staatsangehörigkeit erworben. 

Dann kann ihm die Staatsangehörigkeit in dem 
früheren Heimathſtaate wieder verliehen werden, auch 
ohne daß er ſich dort niederläßt. 

2) der Bundesangehörige hat bereits eine andere 
Staatsangehörigkeit erworben. 

Dann muß er den Nachweis führen, daß er ſich 
in dem Bundesſtaat, in welchem er die Aufnahme 
nachſucht, niedergelaſſen hat. 

Ein weiterer Nachweis iſt in beiden Fällen nicht 
erforderlich. 

§. 21 Abſ. 5. 6 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


F. durch Anſtellung im Bundes dienſt oder 
im unmittelbaren oder mittelbaren Staats-, 
Kirchen-, Schul- oder Communal-Dienſt eines 

Bundesſtaats. 


Die von der Regierung ohne einen entgegenſtehen⸗ 
den Vorbehalt vollzogene oder beſtätigte Beſtallung 
vertritt bei Inländern die Stelle der Aufnahme — bei 
Ausländern die Stelle der Naturaliſationsurkunde. 

Ein im Bundes dienſt angeſtellter Ausländer er⸗ 
wirbt die Staatsangehörigkeit des Bundesſtaats, in 
welchem er ſeinen dienſtlichen Wohnſitz hat. 

§. 9 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


— YOBR 


Wirkung der Staatsangehörigkeit. 

Der Erwerb der Staatsangehörigkeit hat die Unter- 
ordnung unter die Bundes- und Staatsgeſetze und den 
Eintritt in die dadurch bedingten Rechtsverhältniſſe für 
den Aufgenommenen, deſſen Ehefrau und die minder- 
jährigen, noch ſeiner väterlichen Gewalt unterworfenen, 
Kinder zur Folge. 

§. 11 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
Verluſt der Staats angehörigkeit. 
Die Staatsangehörigkeit geht verloren: 
A. durch Entlaſſung aus dem Staatsverbande. 
I. Auf Antrag des Staatsangehörigen. 
1) Wenn derſelbe nur die Ueberſiedelung 
in einen andern Bundesſtaat bezweckt. 

Dann genügt der Nachweis des Erwerbes der 
Staatsangehörigkeit in dem andern Bundesſtaat,!) weil 
durch Art. 3 der Verfaſſungsurkunde vom 26. Juni 1867 
für den ganzen Umfang des Bundesgebiets ein gemein- 
ſames Bürgerrecht geſchaffen iſt. 

2) Wenn der Antragſteller in das Ausland 
überzuſtedeln beabſichtigt. 


1) Die in dieſem Falle von der Regierung auszufertigende 
Entlaſſungsurkunde iſt koſten⸗ und ſtempelfrei. §. 24 B.⸗Geſ. v. 
1. Juni 1870. 


In dieſem Falle darf die Entlaſſung nicht ertheilt 
werden: | 
a. Wehrpflichtigen im Alter von 17 bis 25 Jahren, 
wenn ſie nicht eine Beſcheinigung der Kreiserſatz⸗ 
Commiſſion darüber beibringen können, daß ſie 
die Entlaſſung nicht blos in der Abſicht nachſuchen, 
um ſich der Militairdienſtpflicht zu entziehen.“) 
b. Militairperſonen, welche zum ſtehenden Heere 
oder zur Flotte gehören, Offizieren des Beur⸗ 
laubtenſtandes, Reſerviſten und Wehrmännern, 
welche zum activen Dienſt einberufen ſind, aus⸗ 
ſchließlich der Offiziere; 
c. Beamten. f 
Der Entlaſſungsantrag iſt bei der Regierung an⸗ 
zubringen, welche nach erfolgter Prüfung die Entlaſſungs⸗ 
urkunde ausfertigt und dem Antragſteller aushändigen 
läßt.?) Für Entlaſſungsurkunden darf an Koſten und 
Stempel höchſtens 1 Thlr. erhoben werden. 
F. 24. B.⸗Geſ. v. 1. Juli 1870, 


1) Dieſe Beſcheinigung iſt entbehrlich, wenn ein Atteſt der 
Departements⸗Erſatz⸗Commiſſion über die vollſtändige Invalidität 
beigebracht wird. R. v. 31. Januar 1858. (M.⸗B. S. 18.) 

2) Iſt Baiern, Würtemberg oder Baden als Ziel der 
Ueberſiedelung bezeichnet, ſo iſt die Entlaſſung von dem Nach⸗ 
weiſe der Bereitwilligkeit des betreffenden Staats zur Aufnahme 
des Bittſtellers abhängig. 8.26 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870, 
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Die Wirkung der Entlaſſung tritt mit dem Zeit- 
punkt der Aushändigung ein, und beſteht darin, daß 
der Entlaſſene, deſſen Ehefrau und die noch unter vä— 
terlicher Gewalt ſtehenden Kinder aller Rechte und 
Pflichten der Staatsangehörigkeit enthoben werden. 

Wenn der Entlaſſene indeß binnen ſechs Monaten 
nach der Aushändigung der Entlaſſungsurkunde weder 
ſeinen Wohnſitz nach dem Auslande verlegt noch die 
Staatsangehörigkeit in einem andern Bundesſtaat er⸗ 
worben hat, ſo iſt die Entlaſſung als nicht geſchehen 
zu betrachten. Hieraus folgt, daß in dieſem Falle die 
frühere Staatsangehörigkeit beſtehen bleibt, und eine nach 
Ablauf der bezeichneten Friſt beabſichtigte Ueberſiedelung 
in einem andern Staat einen neuen Entlaſſungsan⸗ 
trag vorausſetzt. 

§. 14— 19 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
II. Durch Beſchluß des Reſſortminiſters des Heimath— 
ſtaats. 

Hiedurch kann einem Staatsangehörigen die Staats- 
angehörigkeit abgeſprochen werden: 

1) wenn derſelbe im Falle eines Krieges oder 
einer Kriegsgefahr der von dem Bundes— 


Im Falle des Krieges oder einer Kriegsgefahr kann das 
Bundespräſidium auch noch weitergehende Einſchränkungen an— 
ordnen. §. 17 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. Ver. v. 22. Juni 1870. 


präſidium für das geſammte Bundesgebiet erlaf- 
ſenen Aufforderung zur Rückkehr aus dem Aus⸗ 
lande!) innerhalb der beſtimmten Friſt nicht Folge 
leiſtet; 

2) wenn er ohne Erlaubniß ſeiner Regierung in 
ausländiſchen Staatsdienſt getreten iſt, und der 
an ihn geſtellten Aufforderung zum Austritt aus 
demſelben innerhalb der geſetzten Friſt " ent⸗ 
ſpricht. 

8.20. 22 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870, 
B. durch zehnjährigen ununterbrochenen 
Aufenthalt im Auslande. 
Die Friſt wird gerechnet: 

1) wenn ſich der Bundesangehörige im Beſitz eines 
Reiſepapiers oder Heimathſcheins befindet, von 
dem Zeitpunkt des Ablaufs der darin bezeichne⸗ 
ten Friſt, 

2) wenn er ſich im Auslande in die Matrikel des 
dortigen Bundesconſulats hat eintragen laſſen, 
von dem auf die Löſchung in der Matrikel fol⸗ 
genden Tage.?) 


1) Als Ausland gilt nur das nicht zum deutſchen Bunde 
gehörige Staatsgebiet. 

2) Die zehnjährige Friſt kann durch Staatsvertrag auf 
eine fünfjährige reducirt werden. §. 21 Abi, 3. B.⸗Geſ. v. 
1. Juni 1870. 
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Der Verluſt der Staatsangehörigkeit wird in dieſen 
Fällen durch einen Beſchluß des Reſſortminiſters des 
Heimathſtaats feſtgeſetzt. Die Wirkung dieſes Beſchluſſes 
erſtreckt ſich auch auf die Ehefrau und die unter väter⸗ 
licher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kinder, falls 
fie ſich beim Vater befinden.) 

ad. a. O. 
C. durch den Eintritt in fremden Staatsdienſt, 

1) wenn die Erlaubniß der Heimathsregierung hierzu 
nicht eingeholt iſt, 

2) der von der Centralbehörde des Heimathſtaats 
ergangenen Aufforderung zum Austritt aus dem 
Dienſt eines andern Staates innerhalb der ge— 
ſtellten Friſt nicht entſprochen wird. 

8.22. 23 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
D. durch Legitimation 
eines unehelichen Kindes ſeitens eines Ausländers oder 
des Angehörigen eines andern Bundesſtaats. 


1) Der Lauf der zehnjährigen Friſt wird in Preußen und 
den Bundesſtaaten, in denen ſchon vor dem Erlaß des Gef. v. 
1. Juni 1870 an den zehnjährigen Aufenthalt im Auslande der 
Verluſt der Staatsangehörigkeit geknüpft wurde, nicht vom 
1. Januar 1871, dem Tage der Rechtskraft des geſammten Ges 
ſetzes, ſondern von dem Eintritt der geſetzlichen Vorausſetzung 
für den Beginn der Friſt gerechnet, ſelbſt wenn derſelbe in eine 
frühere Zeit fällt. §. 25. B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 
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E. durch Verheirathung 
einer Staatsangehörigen mit dem Angehörigen eines 
andern Bundesſtaats oder einem Ausländer. 
8.13 B.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870. 


F. durch Ausweiſung. 


Wenn nämlich nach der Ueberſiedelung des Ange⸗ 
hörigen eines Bundesſtaats in einen andern Bundes⸗ 
ſtaat — jedoch vor Erwerbung des Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzes — die dauernde Unterſtützungsbedürftigkeit des 
Angeſiedelten hervortritt, kann der Armenverband des 
Aufenthaltorts von dem verpflichteten Armenverband die 
Wiederaufnahme des Hülfsbedürftigen verlangen, und, 
falls ſich dieſer hiezu nicht geneigt zeigt, oder eine voll⸗ 
ſtreckbare Entſcheidung über die Fürſorgepflicht gegen 
ihn vorliegt, die Ausweiſung veranlaſſen. 

8.5. 6 B.⸗Geſ. v. 1. November 1867. 
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Die Urmenpflege. 


Der Grundſatz, daß die Bundesangehörigen in 
jedem Bundesſtaat den Staatsangehörigen gleich be— 
handelt werden, erſtreckt ſich auch auf die Armenpflege.“) 

§. 1 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
| Die Verwaltung der Armenpflege it für das 
ganze Bundesgebiet in gleicher Weiſe geregelt. In 
allen Bundesſtaaten werden Ortsarmenverbände 
und Landarmenverbände gebildet. 


J. Die Ortsarmenverbände. 


Sie werden räumlich abgegrenzt.) Den Bewoh— 
nern dieſer Bezirke liegt die Fürſorge für ſämmtliche 
Armen des Bezirks ob. 


1) Zur Armenpflege gehört Obdach, der unentbehrliche 
Lebensunterhalt, die erforderliche Pflege in Krankheits- und an⸗ 
gemeſſenes Begräbniß in Sterbefällen, wobei indeß Gebühren 
für die dem Unterſtützungsbedürftigen etwa geleiſteten geiſtlichen 
Amtshandlungen nicht in Anrechnung kommen dürfen. Statt 
dieſer Form der Unterſtützung ſteht es den Armenverbänden frei, 
den Bedürftigen in einem Armen- oder Krankenhauſe unterzu— 
bringen, oder denſelben auf eine ſeinen Kräften entſprechende 
Arbeit anzuweiſen. §. 1. Geſ. v. 8. März 1871. G.⸗S. p. 130. 

2) Die Bildung dieſer Bezirke muß bis zum 1. Juli 1871 
erfolgen. §. 4 B.⸗Geſ. v. 6. Juli 1870. 
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Als Bezirksarme gelten alle Hülfsbedürftigen, 
welche den Unterſtützungswohnſitz erworben haben. 


Der Unterſtützungswohnſitz. 
Erwerb. 

Der Erwerb deſſelben wird dadurch begründet, 
daß der Bundesangehörige in dem betreffenden Staate 
nach zurückgelegtem vierundzwanzigſten Lebensjahre zwei 
Jahre lang) ununterbrochen feinen gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt hat. 

Beginn. 

Der Aufenthalt beginnt mit dem erſten Tage?) 
der Anweſenheit an dem betreffenden Orte, ſofern dieſe 
die freie Selbſtbeſtimmung der Wahl des Aufent⸗ 
haltorts erkennen läßt.“) Der Eintritt in eine Straf-, 


1) Dieſe Friſt kann durch Privatvereinbarung (Vertrag, 
Verzicht) nicht geändert werden, da die an dieſelbe geknüpften 
rechtlichen Wirkungen in das öffentliche Recht hineingreifen, 
mithin nicht ee eines Privatabkommens ſein dürfen. 
8.64 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 

2) Bei dent ae Arbeitsleuten, Wirthſchaftsbeamten, 
Pächtern und Miethern gilt jedoch beim Wechſel des Wohnſitzes 
der nach Geſetz oder Herkommen beſtehende Umzugstermin ſelbſt 
dann als Anfangstermin des Aufenthalts, wenn ſie auch erſt 
im Verlauf der nächſten ſieben Tage an dem Aufenthaltsort 
eingetroffen find. §. 11 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870, 

3) Die Anſtellung oder Verſetzung eines öffentlichen oder 
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Kranken⸗, Bewahr⸗ oder Heil-Anftalt fällt mithin nicht 
unter den Geſichtspunkt des zum Erwerbe des Unter- 
ſtützungswohnſitzes geeigneten Aufenthalts. 
Dauer. 
Der Aufenthalt muß ohne Unterbrechung 
zwei Jahre dauern. 

Die Friſt ruht: 

1) wenn der Bundesangehörige nur durch Umſtände, 
welche ſeine freie Selbſtbeſtimmung bezüglich der 
Wahl des Aufenthaltorts hindern, an einem Orte 
zurückgehalten wird; 

2) fo lange ihm von einem Armenverbande) eine 
öffentliche Unterſtützung gewährt wird; 

3) während der Dauer des wegen der Fortſetzung 
des bereits begonnenen Aufenthalts zwiſchen dem 
Armenverbande des früheren und des gegenwär— 
tigen Aufenthalts ſchwebenden Streitverfahrens, 
falls der auf die Anerkennung der Verpflichtung 
zur Uebernahme des Hilfsbedürftigen gerichtete 
Antrag des betreffenden Armenverbandes an den 
angeblich verpflichteten Armenverband oder die 


Privat⸗Beamten, Geiſtlichen oder Lehrers ſowie einer nicht blos 
zur Erfüllung der Militairpflicht im Bundesheer oder der Kriegs- 
marine dienenden Militairperſon iſt nicht als ein Akt der Bes 
ſchränkung der freien Selbſtbeſtimmung anzuſehen. §. 26 a. a. O. 
1) Im Sinne des Geſetzes vom 6. Juni 1870. 
2 


en 


vorgeſetzte Behörde eines der betheiligten Armen⸗ 
verbände abgeſendet iſt und den erwünſchten Er⸗ 
folg gehabt hat. | 
Die Unterbrechung beginnt alsdann mit dem Tage 
der Ueberſendung des Antrages. Wird indeß dieſer 
Antrag innerhalb zweier Monate nicht weiter verfolgt, 
ſo gilt er nicht als Unterbrechung des Aufenthalts. Der 
Aufenthalt verliert ſeine Bedeutung für die Armenpflege 
gänzlich, wenn der Bundesangehörige ſich aus dem Orte 
ſeines Aufenthalts unter Umſtänden entfernt hat, welche 
auf ein dauerndes Aufgeben ſeines bisherigen Aufent⸗ 
haltes hindeuten. Die vorübergehende Entfernung 
von dem Aufenthaltsort iſt hingegen für die Fortſetzung 
der bei der Erwerbung des Unterſtützungswohnſitzes 
maßgebenden Aufenthaltsfriſt ohne Einfluß. 
§. 9—14 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 


Ehefrauen und Kinder. 


Ehefrauen und Kinder ſind in der Regel zum 
felbjtändigen Erwerb eines Unterſtützungswohnſitzes 
nicht befugt. 

In Betreff ihrer gelten folgende Grundſätze: 


J. Ehefrauen. 


Die Ehefrau iſt bezüglich der Wahl des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzes der Regel nach unſelbſtändig. 


ee 


A. Während der Dauer der Ehe 
theilt ſie den Unterſtützungswohnſitz ihres Ehemannes 
und kommt nur dann in die Lage, ſich ſelbſtändig einen 
Unterſtützungswohnſitz zu gründen: 
1) wenn der Ehemann ſie böswillig verläßt, 
2) wenn er verhaftet wird, 
3) wenn er ihr die Erlaubniß zur Wahl eines ander- 
weiten Aufenthalts ausdrücklich ertheilt hat, 
4) wenn Umſtände eintreten, welche ihr nach allge- 
meinen Landesgeſetzen das Recht geben, von ihrem 
Ehemanne getrennt zu leben (Interimiſtikum im 
Eheſcheidungsprozeß). 

In den Fällen 3 und 4 wird indeß vorausgeſetzt, 
daß ſie ſich ohne Beihilfe des Ehemannes ihren 
Unterhalt beſchaffen kann. 

§. 15. 17 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870.1) 

B. Nach Auflöſung der Ehe 
erlangt die Ehefrau ihre volle Selbſtändigkeit wieder. 
Sie ſetzt dann bis auf Weiteres den vor jenem Zeit— 
punkt erlangten Unterſtützungswohnſitz fort. 

8.16 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 


1) Wenn in den Fällen 1. 2. 3. 4 die thatſächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen ſpäter wegfallen, ſo tritt die Ehefrau wieder in den 
Unterſtützungswohnſitz des Ehemannes zurück und die dann etwa 
ſchon durch den Erwerb eines anderweiten Unterſtützungswohnſitzes 
bezüglich der Armenpflege erworbenen Rechte kommen in Wegfall. 

2* 
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1. Kinder. 


A. Eheliche, beziehungsweiſe legitimirte Kinder 
theilen: 
1) bei Lebzeiten des Vaters deſſen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz. 
A ah d 

a. Im Falle I. A. 1—4 treten ſie, falls ſie der 
Mutter gefolgt ſind, in deren Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz über. | 

b. Daſſelbe geſchieht, wenn die Eltern rechtskräftig 
geſchieden werden, in Betreff derjenigen Kinder, 
deren Erziehung der Mutter verbleibt. 

2) Beim Ableben des Vaters können zwei Fälle 
eintreten: 

a. Die Mutter iſt noch am Leben. Dann theilen 
ſie den Unterſtützungswohnſitz derſelben. 

b. Die Mutter iſt nicht mehr am Leben. Dann 
ſetzen ſie den Unterſtützungswohnſitz des Vaters 
ort. 

g 8.18—21 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
Nach zurückgelegtem vier und zwanzigſten 
Lebensjahre!) können Kinder auch bei Lebzeiten des 


1) Der Zeitpunkt der nach den Landesgeſetzen eintretenden 
Großjährigkeit iſt hier nicht maßgebend. 


. 


Vaters einen ſelbſtändigen Unterſtützungswohnſitz er⸗ 


werben. 
8. 22. M2 a. a. O. ) 


Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes. 
Die Wirkungen des in dem Bezirk eines Armen- 
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verbandes durch zweijährigen ununterbrochenen Aufent⸗ 


1) Die Feſtſtellung des Unterſtützungswohnſitzes für die 
Zeit vor dem 1. Juli 1871, dem Tage der Rechtskraft des Geſ. 
v. 6. Juni 1870, iſt nach den früheren geſetzlichen Vorſchriften 
zu beurtheilen. Hieraus ergeben ſich folgende Uebergangsbe⸗ 
ſtimmungen: 5 

1) Jeder Bundesangehörige, welcher am 30. Juni 1871 inner⸗ 
halb des Bundesgebiets ein Heimathsrecht beſitzt, erlangt 
am 1. Juli 1871 den Unterſtützungswohnſitz in demjenigen 

Ortsarmenverbande, welchem fein Heimathsort angehört. 

2) Jeder Bundesangehörige, welcher am 30. Juni 1871 inner⸗ 
halb des Bundesgebiets einen Unterſtützungswohnſitz erlangt 
hat, iſt vom 1. Juli 1871 ab bezüglich der Folgen nach 
den neueren Vorſchriften zu behandeln. 

3) Für den Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes kommt die 
hinter den 1. Juli 1871 zurückreichende Zeit des ununter⸗ 
brochenen Aufenthalts dergeſtalt in Anrechnung, daß der 
Ablauf der zweijährigen Friſt vor dem 1. Juli 1871 mit 
dieſem Tage den Unterſtützungswohnſitz begründet, andern⸗ 
falls aber der vor dem 1. Juli 1871 abgelaufene Zeit⸗ 
raum in Anrechnung gebracht wird. 

8.65 B.⸗Geſ. 6. Juni 1870, 
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halt erworbenen Unterſtützungswohnſitzes erreichen ihr 
Ende, ſobald der Bundesangehörige 
1) entweder einen anderweiten Materie 
erwirbt, oder 
2) nach zurückgelegtem vier und zw anzigſten Le⸗ 
bensjahre!) den Bezirk des Armenverbandes ver⸗ 
laſſen hat und in einem ununterbrochen en zwei⸗ 
jährigem Zeitraum demſelben fern geblieben iſt.“) 
Dieſelben Umſtände, welche den Erwerb des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzes überhaupt aufhalten, werden auch 
bei Berechnung der Friſt der Abweſenheit in Betracht 
gezogen. 
§. 22—27 a. a. O. 


Die Armenverbände. - 


l. Die Ortsarmenverbände. 


Die Ortsarmenverbände fallen entweder mit den 
Gemeinde- oder Gutsbezirken zuſammen oder werden 
durch Zuſammenlegung mehrerer Gemeinde⸗ oder Guts⸗ 
bezirke gebildet.“) 


1) Vgl. Note 1 S. 20. 

2) Die hinter den 1. Juli 1871 zurückreichende Zeit der 
ununterbrochenen Abweſenheit kommt hiebei mit in Anrechnung. 
8.65 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 

3) Bis zum 1. Juli 1871 ſind überall räumlich abgegrenzte 
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A. Gemeinde-Armen-Verbände. 


Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege fällt 
hier den Gemeindebehörden zu, welche dieſelbe durch 
Gemeindebeſchluß einer aus Mitgliedern des Gemeinde- 
vorſtandes und der Gemeindevertretung — geeigneten⸗ 
falls auch aus der Zahl anderer Gemeindemitglieder — 
zu wählenden Deputation übertragen dürfen. Eine ſolche 
Deputation iſt dem Gemeindevorſtande untergeordnet, 
deſſen Vorſitzender auch den Vorſitz in derſelben führt, 
beziehungsweiſe ein Mitglied des Gemeindevorſtandes 
dazu abordnet. !) 

8.2.3 G. v. 8. März 1871. 

Zur Uebernahme einer unbeſoldeten Stelle in 
der Gemeinde⸗Armenverwaltung iſt jedes zur Theilnahme 
an den Gemeindewahlen berechtigte Gemeindemitglied 
verpflichtet. 

Geſetzliche Befreiungsgründe ſind nur: 

1) anhaltende Krankheit, 


Verbände zu bilden und demgemäß alle Grundſtücke entweder 
einem ſolchen Verbande zuzuſchlagen oder als ſelbſtändige Ver⸗ 
bände zu geſtalten. §. 4 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
1) Ortspfarrer oder deren Stellvertreter nehmen an dieſen 
5 1 8 in allen Gemeinden ihres Pfarrbezirks theil. 
a. a 


ae 


2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange andauernde 
Abweſenheit mit ſich bringen, 

3) ein Alter von 60 Jahren und darüber, 

4) die Verwaltung eines andern öffentlichen Amtes. 

Der Umſtand, daß das gewählte Gan, 
ſchon früher ein derartiges Gemeindeamt bekleidet hat, 
kann gleichfalls als Befreiungsgrund, jedoch nur für 
die nächſtfolgende gleich lange Zeit zur Geltung ge⸗ 
bracht werden. 

Anderweite Verhältniſſe kommen nur unter der 
Vorausſetzung in Betracht, daß ihnen entweder durch 
die Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſung oder durch 
Beſchluß der Gemeindevertretung die gleiche Bedeutung 
beigelegt wird. 

Dieſelben Vorſchriften kommen auch in dem Falle 
in Anwendung, wenn ein Mitglied der Gemeinde⸗ 
Armenverwaltung vor Ablauf der Amtsperiode die Stelle 
niederlegt. 

Die ungerechtfertigte Weigerung der Annahme oder 
Fortführung eines ſolchen Gemeindeamts kann durch 
einen von der Gemeindevertretung unter Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde zu faſſenden Beſchluß derart ge⸗ 
ahndet werden, daß das betreffende Gemeindemitglied 
des Rechts zur Theilnahme an den Gemeindewahlen, 


beziehungsweiſe zur Bekleidung unbeſoldeter Gemeinde⸗ 


ämter auf die Dauer von drei bis ſechs Jahren für 
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verluſtig erklärt und um 8 bis 1/4 ſtärker zu den di⸗ 
recten Gemeindeabgaben herangezogen wird. 
8.4.5 G. v. 8. März 1871. 


B. Gutsbezirke. 


Als beſondere Ortsarmenbezirke gelten nur die 
ſelbſtändigen d. h. die nicht mit einem Gemeindeverbande 
vereinigten Gutsbezirke. 

Kommt hiebei nur eine ungetheilte Beſitzung 
in Frage, fo fällt die Armenlaſt und die Armen-Ver⸗ 
waltung ausſchließlich dem Beſitzer zu. 

Zerfällt hingegen der Gutsbezirk in verſchiedene 
Beſitzungen oder wird derſelbe nicht ausſchließlich von 
den Dienſtleuten des Beſitzers bewohnt, ſo kann ſich 
der mit der Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten 
dieſes Bezirks betraute Beſitzer der ausſchließlichen 
Koſtenlaſt der Armenpflege und Armenverwaltung nur 
dadurch entziehen, daß er mit den andern Betheiligten 
(Grundbeſitzern, beziehungsweiſe Einwohnern, welche 
nicht zu den Dienſtleuten gehören) eine Vereinbarung 
über die anderweite Aufbringung der Koſten der öffent⸗ 
lichen Armenpflege und die Theilnahme an der Ver 
waltung zu treffen verſucht. Gelingt dieſer Verſuch, ſo 
hat es bei dem getroffenen Abkommen ſein Bewenden. 
Mißlingt aber derſelbe, ſo kann der Antragſteller die 
Vermittelung des Kreistages nachſuchen. Dieſer hat 
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dann nach Anhörung der Betheiligten ein Statut feſt⸗ 
zuſtellen, welches hinſichtlich der Regelung der Beitrags⸗ 
pflicht den geſetzlichen Beſtimmungen über die Verthei⸗ 
lung der Communallaſten in den ländlichen Gemeinden 
entſprechen muß. Dieſes Statut ie der Be⸗ 
ſtätigung der Bezirks-Regierung. 

8.7.8 G. v. 8. März 1871. 


C. Geſammt-Armenverbünde. 


Darunter ſind diejenigen Armenverbände zu ver⸗ 
ſtehen, welche durch die Vereinigung verſchiedener Ge⸗ 
meinde⸗ oder ſelbſtändiger Gutsbezirke gebildet werden. 

Die Verwaltung der Armenpflege regelt ſich hier 
nach den Beſtimmungen der Verfaſſung des Verbandes. 

Entſpricht dieſelbe nicht den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Bundesgeſetzgebung, ſo muß der Armen⸗ 
verband in dieſem Sinne umgebildet werden. Dieſe 
Umgeſtaltung wird durch eine Commiſſion ins Werk 
geſetzt, welche aus einem vom Oberpräſidenten zu er⸗ 
nennenden Vorſitzenden und aus zwei oder vier durch 
die Provinzialvertretung zu wählenden Mitgliedern be⸗ 
ſteht. Dieſelbe hat die räumlichen und finanziellen“) 


1) Wenn ſich die Betheiligten über die Theilnahmerechte 
des neu zu bildenden Armenverbandes an dem Vermögen der 
umzugeſtaltenden Verbände nicht anderweit einigen, und über 


2 


Verhältniſſe im Sinne der Bildung eines Geſammt⸗ 
Armenverbandes unter Anhörung der Betheiligten zu 
ordnen. Die betreffenden Beſchlüſſe unterliegen der 
Beſtätigung der Bezirks⸗Regierung. Den Betheiligten 
bleibt der Rechtsweg vorbehalten. 

8.9. 16-18 a. a. O. 

Wo ſich ein ſolcher Verband neu bildet, können 
zwei Fälle eintreten: 

1) Die Betheiligten vereinigen ſich über eine Ver⸗ 
faſſung, welche die Aufbringung der Koſten der Armen- 
pflege und die Verwaltung der Armenpflege regelt. 
Dann kommt dieſelbe, ſobald ſie die Beſtätigung der 
Bezirks⸗Regierung erlangt hat, zur Geltung. 

Daſſelbe gilt, wenn durch den Anſchluß von Ge— 
meinden oder Gutsbezirken an einen bereits beſtehenden 
Ortsarmenverband auf Grund einer diesfälligen Ver— 
einbarung ein neuer weiterer Verband entſteht. 


dieſen Punkt nicht etwa ſchon ſonſt beſondere rechtliche Feſtſtellun⸗ 
gen beſtehen, ſo dient das Beitragsverhältniß im Durchſchnitt 
der letzten 10 Jahre — in Ermangelung eines derartigen Nach⸗ 
weiſes die Seelenzahl — als Maßſtab. Eine Vertheilung des 
bisher ungeſondert verwalteten Armen vermögens iſt nur mit 
Genehmigung der Bezirksregierung zuläſſig. §. 17 a. a. O. 

Wegen Aufhebung der beſondern Armen behörden in 
den weſtlichen Provinzen (Appellationsgerichtsbezirk Cöln u. a. m.) 
vgl. §. 19—23 a. a. O. 
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2) Es kommt keine Einigung zu Stande. Dann 


fällt der Kreis⸗Vertretung die Aufgabe zu, nach Anhö⸗ 
rung der Betheiligten die Verfaſſung feſtzuſtellen. Für 
dieſelbe ſind nachſtehende Grundregeln zu beachten: 


A. 


Es muß eine aus Abgeordneten der Gemeinden 
oder Gutsbezirke beſtehende Vertretung gebildet 
werden. An derſelben ſind die einzelnen Gemein⸗ 
den beziehungsweiſe Gutsherrſchaften nach Ver⸗ 
hältniß ihrer Beitragspflicht an den Koſten der 
gemeinſamen Armenpflege betheiligt, wobei indeß 
daran feſtzuhalten iſt, daß jede Gemeinde und 
jeder Gutsbezirk mindeſtens einen Abgeordneten 
zu entſenden hat. Bei der Wahl der Abgeord⸗ 
neten darf der Gemeindevorſteher indeß niemals 
übergangen werden. Die Wahlperiode ai auf 
3 bis 6 Jahren feſtzuſtellen. 


b. Die Vertretung (a) wählt einen Vorſitzenden und 


C. 


einen Stellvertreter deſſelben.“) 

Bei der Verwaltung der Armenpflege hat der 
Vorſitzende die Rechte und Pflichten eines Ge⸗ 
meinde⸗Vorſtandes, die Verbands⸗Vertretung die 
Rechte einer Gemeindeverſammlung. 


1) Die Wahl kann auch auf eine Perſon fallen, die nicht 


zur Verbandsvertretung gehört, giebt aber dann dem Vorſitzenden 
kein Stimmrecht in derſelben. Dem Vorſitzenden kann eine Dienſt⸗ 
unkoſtenentſchädigung gewährt werden. §. 10 a. a. O. 
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d. Als Maßſtab für die Vertheilung der Koſten der 
gemeinſamen Krankenpflege auf die einzelnen Ge- 
meinde⸗ und Gutsbezirke darf nur die Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer, die halbe Gewerbeſteuer, 
ſowie die halbe Grund- und Gebäudeſteuer gelten, 
wobei das Einkommen, welches auf Grundbeſitz 
oder Gewerbebetrieb außerhalb des Verban— 
des beruht, nicht in Anrechnung zu bringen iſt. 

e. Die Untervertheilung und die Aufbringung der 
Koſtenantheile in den einzelnen Gemeinden iſt 
lediglich Sache der betreffenden Gemeinde.“) 

Die aus dem Beſchluß der Kreisvertretung hervor— 
gegangene Verfaſſung bedarf der Beſtätigung der Be— 
zirksregierung. 

Wo bereits eine Vereinigung mehrerer Gemeinden 
oder Gutsbezirke zu einem Communalverbande be— 
ſteht, kann hieraus durch einen verfaſſungsmäßigen unter 
Zuſtimmung der Kreisvertretung herbeigeführten Be— 
ſchluß ein Geſammt⸗Armenverband gebildet werden. 


1) Perſonen, welche nicht im Verbande wohnen, aber aus 
einem im Bezirk belegenen Grundbeſitz oder veranſtalteten Ge: 
werbebetriebe ein Einkommen beziehen, werden von dieſem Ein— 
kommen zur Armenlaſt herangezogen. Daſſelbe gilt von Inſti⸗ 
tuten, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Aktiengeſellſchaften und an⸗ 
dern juriſtiſchen Perſonen. 8.10 a. a. O. 
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Die bezüglichen Verhältniſſe regeln ſich dann nach den 
für die Verwaltung des Communalverbandes geltenden 
Vorſchriften. 

Für die Bildung von Deputationen und die An⸗ 
nahme der unbeſoldeten Aemter ſind dieſelben Grund⸗ 
ſätze wie ad B (Gemeinde-Armenverbände) maßgebend. 
Die Auflöſung eines Geſammt⸗Armenverbandes erfolgt 
durch einen von der . zu beſtätigenden 
Beſchluß.“) 

8.10. 11. 12. 13. 14 a. a. O. 


D. Verpflichtungen der Ortsarmenverbünde. 


Den Ortsarmenverbänden liegt: 

1) die Armenpflege der Unterſtützungsbehörigen des 
Verbandes für die ganze Dauer ihrer Bedürftigkeit 
und im vollen Umfange der Unterſtützung, 

2) die Verpflichtung ob, jedem Bundesangehörigen, 
deſſen Hilfsbedürftigkeit ſich während ſeines Aufent⸗ 
halts im Bezirk des Verbandes herausgeſtellt, 
gleichviel, ob er im Verbande bereits einen Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz erworben hat, die vorläufige 
Unterſtützung zu gewähren. 


1) Sowohl die Bildung wie die Auflöfung eines Geſammt⸗ 
Armenverbandes iſt durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. §. 15 
a. a. O 
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Dieſe vorläufige Unterſtützung iſt mit Vorbehalt 
des Rückgriffs auf den eigentlich verpflichteten Armen— 
verband zu leiſten. Der Rückgriff bleibt jedoch ausge— 
ſchloſſen, wenn Perſonen, welche in einem Geſinde- oder 
gewerblichen Dienſtverhältniß (Geſellen, Gewerbegehilfen, 
Lehrlinge) ſtehen, am Orte des Dienſtverhältniſſes 
erkranken!) und die Krankheit einen ſechswöchentlichen 
Zeitraum nicht überdauert. Bei einer Krankheit von 
längerer Dauer muß der Ortsarmenverband des Dienſt— 
ortes die Cur⸗ und Verpflegungskoſten für einen ſechs⸗ 
wöchentlichen Zeitraum ohne Entſchädigung tragen, 
und hat nur für die darüber hinausreichende Zeitdauer 
den Rückgriff an den eigentlich verpflichteten Armenver— 
band. Die Erſtattungspflicht beginnt aber für den 
letzteren erſt mit dem Ablauf des ſiebenten Tages von 
dem Tage der ſeitens des Ortsarmenverbandes an ihn 
gelangten Ankündigung. | 

8.28. 29 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 

Bet der Feſtſtellung der Höhe der zu erſtattenden 
Summe kommen die ortsüblichen Armenpflegeſätze unter 
Ausſchluß der allgemeinen Verw altungskoſten 
der betreffenden Armenanſtalt und der beſondern 


1) Schwangerſchaft gilt an ſich nicht als eine Krankheit 
in dieſem Sinne. 
8.29 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870, 
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Gebühren der feſt beſoldeten Armentzezte ih 
Anſatz.“) | 
8.30, B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
Uebernahme des Unterſtützungsbedürftigen in den ver⸗ 
pflichteten Armenverband. 

Der verpflichtete Armenverband kann ſich von vet 
ferneren Erſtattung der Auslagen des Ortsarmenver⸗ 
bandes durch die Uebernahme des Unterſtützungsbedürf⸗ 
tigen in ſeine unmittelbare Fürſorge befreien, trägt 
dann aber ſelbſtverſtändlich auch die Koſten der Ueber⸗ 
führung.) 

Andrerſeits ſteht dem Ortsarmenverbande die Be⸗ 
fugniß zu, von dem verpflichteten Verbande die Ueber⸗ 
nahme des Unterſtützungsbedürftigen jeder Zeit zu 
verlangen den Fall der blos vorübergehenden 
Arbeitsunfähigkeit ausgenommen. 

§. 31. 32 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
8.5 B.⸗Geſ. üb. die Freizügigkeit v. 1. Nobr. 1867. 


1) Wenn in einzelnen Bundesſtaaten oder Bezirken Ver⸗ 
pflegungspauſchſätze in Form eines Tarifs öffentlich bekannt ge⸗ 
macht ſind, ſo ſollen dieſe für die Unterſtützungsfälle in dieſen 
Staaten beziehungsweiſe Bezirken maßgebend ſein. $. 30 B.⸗Geſ. 
v. 6. Juni 1870. 

2) Schuldbare Verzögerung der Ueberführung ſeitens des 
Armenverbandes hat den Verluſt der Verpflegungsentſchädigung 
für die Zögerungszeit zur Folge. §. 32 a. a. O. 


Die Vorſteher von Corporationen, Stiftungen 
und andern Wohlthätigkeitsanſtalten haben die Pflicht, 
den Armenverwaltungsbehörden auf deren Erfordern 
Auskunft über den Betrag der Unterſtützungen zu er⸗ 
theilen, welche einem Hilfsbedürftigen des Gemeinde— 
bezirks aus den unter ihrer Verwaltung ſtehenden Fonds 
gewährt wird. Dieſelben werden, wenn ſie es unter— 
laſſen, dieſe Auskunft innerhalb einer vierzehntägigen 
Friſt von Empfang der Aufforderung an gerechnet zu 
ertheilen, mit einer Geldbuße bis zu 10 Thlr. beſtraft. 

§. 6. 7. 13 Geſ. v. 8. März 1871. 

Die Regierung iſt die Aufſichtsbehörde für ſämmt⸗ 
liche Ortsarmenverbände, und hat namentlich die be— 
ſtimmungsmäßige Verwendung des Vermögens derſelben 
zu überwachen. 

5. 20 a. a. O. 
l. Tandarmenverbände. 


Die Landarmenverbände umfaſſen entweder das 

geſammte Staatsgebiet oder den räumlich abgegrenzten 
Theil eines Bundesſtaates. 
| Organiſation der Landarmenverbände. 

Die bereits beſtehenden Landarmenverbände 
verbleiben in ihrer bisherigen Begrenzung und behalten 
auch ihre bisherige Verwaltung. 

§. 5 B.⸗Geſ. v, 6. Juni 1871. 
§. 26. 28 Geſ. v. 8. März 1871. 
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Für die neu zu bildenden Landarmenverbände 
ſind folgende Beſtimmungen maßgebend. 

A. Ein neuer Landarmenverband kann nur unter 
Zuſtimmung der Provinzialvertretung, beziehungsweiſe 
der anderweiten Betheiligten,!) durch Königliche Verord⸗ 
nung ins Leben gerufen werden. 

B. Hinſichtlich der Verwaltung der Landarmen⸗ 
verbände iſt zu unterſcheiden: 

1) Der Landarmenverband fällt mit einem Ge⸗ 
meindebezirk zuſammen. Dann wird die Verwaltung 
nach den Vorſchriften der Gemeindeverfaſſung geregelt. 

2) Der Landarmenverband iſt in anderer Weiſe 
abgegrenzt. Dann wird die Verwaltung durch König⸗ 
liche Verordnung den betreffenden kreis-, beziehungsweiſe 
provinzial⸗ oder communal⸗ſtändiſchen Verbänden und 
deren Organen nach Maßgabe der bai Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen übertragen. 

C. Hinſichtlich der Aufbringung der Koſten 
gelten folgende Vorſchriften: 

1) Wird die Art der Aufbringung durch Beſchluß 
der Vertretung des Landarmenverbandes mit Genehmi⸗ 
gung der Miniſter des Innern und der Finanzen ge⸗ 
ordnet, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 


1) Ohne dieſe Zuſtimmung iſt eine Aenderung nur im 
Wege der Geſetzgebung zuläſſig. 8. 27 G. v. 8. März 1871. 
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Iſt dieſes nicht geſchehen, ſo werden die Koſten 
auf die betreffenden Kreiſe nach dem Maßſtabe der in 
ihnen aufkommenden directen Staatsſteuern vertheilt, 
wobei nachſtehende Regeln zu beachten find: 

a. In den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
tritt die Mahl- und Schlachtſteuer des für die 
Städte erhobenen Steuerdrittels an die Stelle 
der Klaſſenſteuer. 

b. Die dem Staate gehörigen Grundſtücke und die 
Domanialgrundſtücke der vormals reichsunmit⸗ 
telbaren Fürſten und Grafen in dem geſetzlich 
beſtimmten Umfange!) kommen mit dem Grund— 
ſteuerbetrage in Anſatz, welcher ihnen in Erman⸗ 
gelung der geſetzlichen Befreiung oder Bevorzu— 
gung auferlegt wäre. Die Berechnung wird 
derart angelegt, daß der allgemeine Grundſteuer— 
prozentſatz auf den feſtgeſtellten oder feſtzuſtellen- 
den Reinertrag in Anwendung gebracht wird.“) 


1) Vgl. §. 24 Inſtr. v. 30. Mai 1820 (G.⸗S. pag. 81). 
§. 3 G. v. 11. Februar 1870 (G.⸗S. pag. 85). 

2) In den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und 
Heſſen⸗Raſſau ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim find bis zur Er— 
hebung der dort zu regelnden Grundſteuer die gegenwärtig 
beſtehenden Beſteuerungsgrundſätze maßgebend. 


§. 70 G. v. 8. März 1871. 
3* 
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c. Die von der Gebäudeſteuer befreiten Gebäude 
werden mit einer nach dem einzuſchätzenden Nu⸗ 
tzungswerth zu berechnenden Gebäudeſteuer in 
Anſatz gebracht. Ausgeſchloſſen ſind nur dieje⸗ 
nigen Gebäude, welche ſich im Beſitz des Königli⸗ 
chen Hauſes, des Hohenzollernſchen Fürſtenhauſes, 
des Hannoverſchen Königshauſes, des Kurheſſi⸗ 
ſchen und Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes 
befinden. | 

d. Die Gewerbeſteuer kommt gleichfalls im Betracht, 
indeß bleibt die Hauſirgewerbeſteuer außer Anſatz. 

8.27. 28. 29. 70 a. a. O. “) 


Geſchäftskreis der Landarmenverbände. 


Die Fürſorge der Landarmenverbände wendet ſich 
denjenigen Hilfsbedürftigen zu, welche in keinem beſtimm⸗ 
ten Ortsarmenverbande einen Unterſtützungswohnſitz er⸗ 
langt haben, für welchem alſo keinem Ortsarmenverbande 
die Unterſtützungspflicht obliegt. Die Verbindlichkeit 
der Landarmenverbände erſtreckt ſich daher: 


1) Die Beſtimmun gen ad B. 2 und ad C treten für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Sachſen, Weſtphalen und die Rheinprovinz erſt mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1873 in Kraft. 

8.30 G. v. 8. März 1871. 
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A. auf alle bezüglich des Unterſtützungswohnſitzes 
heimathloſen Armen in den Grenzen ihres Bezirks. 
Tritt die Hilfsbedürftigkeit derſelben erſt bei der Ent⸗ 
laſſung aus einer Straf, Kranken⸗, Bewahr⸗ oder 
Heil⸗Anſtalt hervor, ſo fällt der Bedürftige demjenigen 
Landarmenverbande zur Laſt, in deſſen Bezirk er ſich 
vor der Aufnahme in die betreffende Anſtalt aufgehal- 
ten hat. 

§. 5—8. 30 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 
Unterſtützungsbedürftige!) Bundesangehörige, welche 

keinem Ortsarmenverbande angehören, müſſen, wenn ſie 
aus dem Auslande überwieſen werden, von dem Land— 
armenverbande des Bundesſtaats übernommen werden, 
innerhalb deſſen ſie vor der Ueberſiedelung ins Ausland 
ihren letzten Unterſtützungswohnſitz gehabt haben. Iſt 
dieſer Unterſtützungswohnſitz nicht zu ermitteln, ſo iſt 
derjenige Landarmenverband zur Tragung der Koſten 
der Armenpflege verbunden, in deſſen Bezirk die Hilfs⸗ 
bedürftigkeit hervorgetreten iſt. 

8.33 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870, 

§. 37 G. v. 8. März 1871. 


) Dem Vorhandenſein der Hilfsbedürftigkeit zur Zeit 
der Uebernahme ſteht der Fall des Eintritts derſelben inner: 
halb ſieben Tagen nach der Uebernahme gleich. 

§. 37 G. v. 8. März 1871. 
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B. Eine fernere Hauptaufgabe der Laudarmenver⸗ 
bände beſteht darin, den ihrem Bezirk angehörigen 
Ortsarmenverbänden im Falle des Unvermögens eine 
entſprechende Beihilfe zu gewähren. Ueber die Noth- 
wendigkeit, den Umfang und die Art dieſer Beihilfe hat 
die Deputation für das Heimathweſen des betreffenden 
Ortsarmenverbandes endgültig zu befinden.!) 

§. 36 G. v. 8. März 1871. 

C. Die Landarmenverbände haben endlich die Be⸗ 
ſtimmung, die in ihrem Bezirk feſtgenommenen, auf 
Grund der Beſtimmungen des §. 361 WMW bis 8 des 
Bundesſtrafgeſetzbuchs verurteilten und nach verbüßter 
Strafe der Landespolizeibehörde überwieſenen, Perſonen 
auf den Antrag dieſer Behörde in ein Arbeitshaus 
unterzubringen. 

Die Koſten für den Transport aus dem Gerichts⸗ 
gefängniß in das Arbeitshaus, ſowie die Koſten der 
etwa zum Behuf dieſes Transports zu gewährenden 
unentbehrlichen Bekleidung fallen dem Staate zur Laſt. 


1) Die in einigen Theilen des Regierungsbezirks Kaſſel 
beſtehenden Verbände zur Unterſtützung unvermögender Ge⸗ 
meinden werden, ſoweit ſie lediglich dieſen Zweck verfolgen, 
aufgehoben. Das Vermögen wird nach denſelben Grundſätzen 
behandelt wie das Vermögen der aufzulöſenden Ortsarmenver⸗ 
bände. 8.36. Abſ. 2 Gel. v. 8. März 1871. 
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Die Koſten der Verpflegung in der Anſtalt und 
der bei der Entlaſſung etwa zu gewährenden nothwen- 
digen Bekleidung, ſowie ferner die etwaigen Beerdigungs⸗ 
koſten, trägt der Landarmenverband, falls ſie nicht durch 
den aufkommenden Arbeitsverdienſt gedeckt werden.“) 

§. 38 G. v. 8. März 1871. 

Den Landarmenverbänden ſteht es frei, über den 
Kreis ihrer geſetzlichen Verpflichtung hinaus für die 
Zwecke der Armenpflege ihres Bezirks Anſtalten zur Für⸗ 
ſorge für unterſtützungsbedürftige Geiſteskranke, Idioten, 
Taubſtumme, Sieche und Blinde zu begründen und zu 
dieſem Zweck die Betheiligung der Kreiſe und Orts- 
armenverbände in Anſpruch zu nehmen. 

Wo die Kreiſe indeß bisher für derartige Zwecke 
ſelbſt in befriedigender Weiſe geſorgt haben, darf nach 
dieſer Richtung hin ihre Betheiligung nicht erzwungen 
werden. 

Die auf beſonderer geſetzlicher Beſtimmung oder 
rechtlicher Verpflichtung beruhenden Verbindlichkeiten ein⸗ 
zelner Landarmenverbände, ſowie die Pflicht der Orts- 
armenverbände, die in ihrem Bezirk der Hilfsbedürftigkeit 


1) Die Verpflichtung der Landarmenverbände zur Tragung 
der Koſten der Vollſtreckung von Strafurteilen, fällt, wo dieſelbe 
beſtanden hat, in Zukunft fort. 

§. 39 a. a. O. 
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anheimfallenden Perſonen vorläufig zu unterſtützen, wer⸗ 
den hiedurch ſelbſtverſtändlich nicht betroffen.“) 
§. 31 G. v. 8. März 1871. 

Die Landarmenverbände ſind befugt, die ihrer 
Fürſorge geſetzlich anheimfallenden Perſonen 
dem zur vorläufigen Unterſtützung verpflichteten Orts⸗ 
armenverbande gegen Entſchädigung zu überweiſen.?) 

— ö 
1) Dieſe Beſtimmungen ſind auch für die aus mehreren 
Gemeinden oder Gutsbezirken zuſammengeſetzten Communal⸗ 
verbände, ſowie für die Kreiſe und Amtsbezirke maßgebend. 

Die in einigen Landestheilen bereits beſtehenden Verbände 
von Gemeinden und Gutsbezirken zur Beſtreitung der Koſten 
einzelner beſonderer Zweige der öffentlichen Armenpflege bleiben 
beſtehen. Ihre Verwaltung iſt aber nach den für e 
Armenverbände geltenden Grundſätzen zu regeln. 

Neue derartige Verbände dürfen nur mit Dani der 
Betheiligten gebildet werden. Die in einzelnen Landestheilen 
beſtehende geſetzliche Verpflichtung des Staats zur Beſtreitung 
einzelner Zweige der Armenpflege kommt in Wegfall. Des⸗ 
gleichen wird der Kurheſſiſche Staats-Miniſterial⸗Erlaß vom 
15. October 1822 und die Beſtimmung in §. 5 des Geſetzes 
vom 25. März 1869, betreffend die Erweiterung der Verwen⸗ 
dungszwecke der Einnahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen 
Staatsſchatz, aufgehoben. §. 31—33 a. a. O. 

2) Für den Betrag der Erſtattungsforderung ſind die be⸗ 
ſtehenden Tarifſätze maßgebend. Eine Abänderung derſelben 
kann nur nach Anhörung der Provinzialvertretung, beziehungs⸗ 
weiſe der Communal⸗Landtage, von dem Miniſter des Innern 
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Andrerſeits liegt ihnen aber auch die Verpflichtung ob, 
die der Fürſorge der Ortsarmenverbände ge— 
ſetzlich anheimfallenden Perſonen auf den Antrag 
dieſer Verbände in das Landarmenhaus — ſo weit es 
deſſen Raum geſtattet — gegen Enſchädigung!) zu 
übernehmen. 

aa. D. 


Das Verfahren in Streitlachen der Armen- 
Verbände.) 


Vorbereitung. 


Der Ortsarmenverband, welcher einen andern Orts- 
oder einen Landarmenverband wegen der Armenpflege 
eines Unterſtützungsbedürftigen in Anſpruch nehmen will, 
hat zuvor: 

1) die vollſtändige Vernehmung des Unterſtützungs⸗ 
bedürftigen: 

a. über Ort und Zeit ſeiner Geburt, 


eingeführt werden. Wo bisher noch kein Koſtentarif beſtanden 
hat, wird derſelbe in gleicher Weiſe ins Leben gerufen. §. 35 
G. v. 8. März 1871. 

1) Vgl. Note 2 S. 40. 

2) Alle nach dem 30. Juni 1871 anhängig gemachten Ar— 
menſtreitſachen werden nach dem neuen Verfahren behandelt. 
§. 65 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 8.73 G. v. 8. März 1871. 
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b. über das Vorhandenſein unterſtützungspflichtiger 
Verwandten und deren Wohnort, | 

c. über die Aufenthaltsverhältniſſe, ſoweit dieselben | 
für die Unterſtützungsbehörigkeit von Einfluß find, 

d. über feine Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
zu veranlaſſen;“) 

2) die Feſtſtellung ſeiner Unterſtützungsbedürftigkeit 
zu bewirken. 

Demnächſt iſt der Erſtattungsanſpruch bei Ver⸗ 
meidung des Verluſtes deſſelben binnen 6 Mo⸗ 
naten vom Beginn der Unterſtützung gerechnet unter 
Ueberſendung einer Liquidation der bereits aufgewendeten 
beziehungsweiſe noch aufzuwendenden Koſten bei dem 
vermeintlich verpflichteten Armenverbande anzumelden, 
wobei derſelbe anzufragen iſt, ob er den Anſpruch anzu⸗ 
erkennen Willens ſei. 

Im Falle es ſich um dauernde Erwerbsunfähig⸗ 
keit handelt, kann hieran der Antrag auf Uebernahme 
des Unterſtützungsbedürftigen zur unmittelbaren Fürſorge 
geknüpft werden. 


1) Die Verwaltungs- und Polizei⸗Behörden ſind verpflich⸗ 
tet, die auf die Ermittelung der Heimaths⸗, Familien: und Aufent⸗ 
halts⸗Verhältniſſe innerhalb ihres Geſchäftsbezirks bezüglichen 
Rückfragen der Armenverbände zu erledigen. §. 63 B.⸗Geſ. v. 
6. Juni 1870. 
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Iſt der verpflichtete Armenverband nicht zu er— 
mitteln, ſo iſt die Anmeldung bei der vorgeſetzten Be— 
zirksregierung zu bewirken. 

Der in Anſpruch genommene Armenverband hat 
ſich binnen 14 Tagen nach Empfang der Anmeldung 
über die Anerkennung des Erſtattungsanſpruchs bezie— 
hungsweiſe die Bereitwilltgkeit zur Uebernahme des Unter- 
ſtützungsbedürftigen zu erklären. Stillſchweigen gilt als 
Ablehnung. 

8.34. 35 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 


Verfahren. 

Wenn es ſich nur um die Erſtattung bereits 
verausgabter Unterſtützungskoſteu handelt, iſt der 
Streit im gewöhnlichen Prozeßwege zum Austrage zu 
bringen. 

8.68 G. v. 8. März 1871. 

In allen andern Streitfällen bildet dagegen 

die Deputation für das Heimathsweſen 


für alle gegen einen Armenverband ihres Bezirks von 

einem andern Armenverbande geltend gemachten An— 

ſprüche die entſcheidende Behörde. Sie iſt zuſammen⸗ 
geſetzt: 

1) aus einem etatsmäßigen Mitglied eines am Sitze 

der Deputation befindlichen Gerichtscollegiums, 

2) aus einem etatsmäßigen Mitgliede der am Sitze 


. 


der Deputation befindlichen Regierung oder aus 
der Zahl der Räthe des Oberpräſidenten.“) | 

Die Mitglieder ad 1.2 werden für die Dauer 
ihres Hauptamtes am Sitze der Deputation vom 
Könige ernannt, und ſind für ihre Amtsthätigkeit 
nach den Beſtimmungen des Diseiplinargeſetzes 
für richterliche Beamte verantwortlich.?) 

3) Der Deputation ſind ferner drei Mitglieder bei⸗ 
geordnet, welche ſeitens der Provinzialvertretung 
aus der Zahl der Angehörigen des Bezirks der 
Deputationen für die Dauer von drei Jahren 
gewählt und vom Vorſitzenden durch Handſchlag 
an Eidesſtatt verpflichtet werden. 

Jedem Mitglied (1. 2. 3) wird ein Stellvertreter 
beigeſellt. Für die Wahl beziehungsweiſe Ernennung 
deſſelben gelten die für die Wahl oder Ernennung des 
betreffenden Mitgliedes maßgebenden Vorſchriften. 

Der Vorſitzende der Deputation und deſſen Stell⸗ 
vertreter werden vom Könige aus der Zahl der Mit⸗ 
glieder ernannt. 


1) Die etatsmäßigen Mitglieder des Polizeipräſidiums zu 
Berlin ſind für die dort einzuſetzende Deputation gleichfalls 
wählbar. 8.41 G. v. 8. März 1871. 

2) Das Disciplinarverfahren wird von demjenigen Gerichts⸗ 
hof geleitet, welcher für den Bezirk des betreffenden Apellations⸗ 
gerichts den Disciplinarhof bildet. §. 43 a. a. O. 


* 
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Zur Beſchlußfähigkeit der Deputation bedarf es 
der Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern, unter 
denen der richterliche und der Verwaltungs-Beamte noth⸗ 
wendig vertreten ſein muß. Sind vier Mitglieder an— 
weſend, ſo ſcheidet das dem Lebensalter nach jüngſte 
Mitglied bei der Abſtimmung aus. 

Die Deputationsmitglieder ad 3 erhalten eine 
ihren Auslagen entſprechende Entſchädigung, über deren 
Höhe die Provinzialvertretung!) zu beſchließen hat. 
Dieſen Entſchädigungsbetrag hat der Landarmenverband 
des Bezirks der Deputation aufzubringen.“) 

Die übrigen Verwaltungskoſten trägt der Staat. 

Der Geſchäftsgang der Deputation für das Hei— 
mathsweſen wird durch ein von dem Juſtizminiſter und 
dem Miniſter des Innern gemeinſam zu erlaſſendes 
Regulativ geordnet. 

§. 40—44 G. v. 8. März 1871. 

Die bei der Deputation anzubringende Klage muß 
enthalten: 

1) die Bezeichnung des Armenverbandes, gegen wel— 
chen der Anſpruch gerichtet wird, 


1) In Sigmaringen bis auf Weiteres die Regierung. 
§. 44 a. a. O. 

2) Umfaßt der Bezirk mehrere Landarmenverbände, ſo 
wird der Betrag unter dieſe nach dem Verhältniß der in ihnen 
aufkommenden direkten Staatsſteuern repartirt. §. 44 a. a. O. 


3 


2) die Begründung des Anſpruchs ı unter Angabe r 


Beweismittel, 

3) einen Klageantrag, aus welchem zu erkennen iſt, 
ob die Uebernahme des betreffenden Hilfsbedürf⸗ 
tigen oder eine andere zu ſeiner Unterſtützung er⸗ 
forderliche Leiſtung verlangt wird. 

Die Klage wird der Gegenpartei mit der Auffor⸗ 
derung zugefertigt, ihre ſchriftliche Gegenerklärung binnen 
4 Wochen nach der Zuſtellung einzureichen, widrigen⸗ 
falls die in der Klage behaupteten Thatſachen für zu⸗ 
geſtanden und die damit übereichten Urkunden für an⸗ 
erkannt zu erachten ſein würden. 

Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armen⸗ 
verbande unter der gleichen Verwarnung mit der Auf⸗ 
forderung zugefertigt, ſeine weitere Erklärung innerhalb 
14 Tagen!) nach der Zuſtellung einzureichen. 

Geht eine ſolche weitere Erklärung ein, ſo wird 
ſie der Gegenpartei zur Kenntnißnahme zugefertigt. 

Den Schriftſätzen ſind die in Bezug genommenen 
Urkunden in Urſchrift oder Ausfertigung beizufügen, auch 
von allen Schriftſätzen und deren Anlagen eine Abſchrift 
einzureichen. 

Die Deputation hat, falls erhebliche thatſächliche 


1) Die vorgedachten Friſten können auf Antrag der be⸗ 
treffenden Partei verlängert werden. §. 47 a. a. O. 


r 


147 


Verhältniſſe ſtreitig ſind, die Beweisaufnahme zu ver— 
anlaſſen. 

Hiebei iſt jede Art der Beweiserhebung ſtatthaft 
namentlich auch die Unterſuchung an Ort und Stelle 
und eidliche Abhörung von Zeugen und Sachverſtän— 
digen.) 

Mit der Beweiserhebung kann die Deputation eins 
ihrer Mitglieder oder eine der Bezirksregierung unter- 
geordnete Behörde betrauen, erforderlichenfalls andere 
Behörden um die Ausführung erſuchen. Die Beweis— 
verhandlungen ſind unter Zuziehung eines verei⸗ 
digten Protokollführers aufzunehmen.?) Die 
Parteien ſind zu demſelben mit vorzuladen. 

Die Entſcheidung erfolgt in öffentlicher Sitzung, 
zu welcher die Parteien beziehungsweiſe ihre bevollmäch— 
tigten Vertreter unter der Verwarnung vorzuladen ſind, 
daß bei ihrem Ausbleiben nach Lage der Sache ent— 


1) Der geſetzliche Zwang, ſich als Zeuge oder Sachver— 
ſtändiger vernehmen zu laſſen, beſteht auch für dieſes Verfahren. 
Im Weigerungsfalle erkennt die Deputation auf die bezüglichen 
Strafen. Gegen den Strafbefcheid iſt nur der Recurs an das 
Bundesamt für das Heimathsweſen zuläſſig. Derſelbe iſt binnen 
14 Tagen nach erfolgter Zuſtellung des Strafbeſcheides anzu— 
bringen. 8.49 G. v. 8. März 1871. 

2) Wenn ſie in einem außerpreußiſchen Bundesſtaate ſtatt⸗ 
finden, ſind die dort vorgeſchriebenen Formen maßgebend. §. 51 
G. v. 8. März 1871. 


u 


ſchieden werden wird. In der Sitzung find die Par⸗ 
teien zu hören!) und ihnen demnächſt das Urteil zu 
verkünden. Außerdem iſt aber ein ſchriftlicher, mit 
Gründen ausgeſtatteter, Beſchluß auszufertigen und 
ihnen zu behändigen. 

Die Deputation iſt an keine Beweisregeln ge⸗ 
bunden, ſondern urteilt nach freier Ueberzeugung. Im 
Falle eines verurteilenden Spruchs iſt jedenfalls ausdrück⸗ 
lich hervorzuheben, ob der verklagte Armenverband zur 
Uebernahme des betreffenden Hilfsbedürftigen oder zu 
einer anderweiten Leiſtung verpflichtet ſein ſoll. 

Ueber die Sitzung wird durch einen vereidigten 
Protokollführer eine Verhandlung aufgenommen, welche 
die weſentlichen Hergänge enthalten muß. Sie wird 
von den Mitgliedern der Deputation und dem Proto⸗ 
kollführer unterzeichnet. Die Entſcheidung erfolgt im 
Namen des Königs. Das Verfahren iſt ſtempelfrei. 
An Koſten wird für daſſelbe außer den baaren Aus⸗ 
lagen und den Gebühren für Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige ein Pauſchquantum erhoben, welches den Betrag 
von 20 Thalern nicht überſteigen darf. 


1) Neue Thatſachen oder Beweismittel find nur inſofern 


zu berückſichtigen, als der betreffenden Partei bei dem verſpäte⸗ 


ten Vorbringen nicht eine ſchuldbare we zur Laſt 
fällt. §. 53 G. v. 8. März 1871. 


N 


Dem unterliegenden Theil ſind die Koſten und 
die baaren Auslagen des Verfahrens ſowie die des 
obſiegenden Theils zur Laſt zu legen, wobei indeß die Ge— 
bühren eines Bevollmächtigten nur inſoweit in Anſatz 
gebracht werden dürfen, als es ſich um die Wahrnehmung 
der öffentlichen Sitzungen der Deputation handelt.“) 

Aus den Einnahmen der Deputation werden zu⸗ 
nächſt die Verwaltungskoſten beſtritten. Der Ueberſchuß 
wird dem Landarmenverbande zugewieſen. Im Falle 
der Betheiligung mehrerer Landarmenverbände wird der- 
ſelbe unter ſie nach dem Verhältniß der in ihnen auf⸗ 
kommenden directen Staatsſteuern vertheilt. Die Ent⸗ 
ſcheidung der Deputation iſt unanfechtbar, wenn es ſich 
nur um die örtliche Abgrenzung der einzelnen Armen⸗ 
verbände handelt. Iſt der Gegenſtand des Streits ein 
anderer, jo kann fie durch das Rechtsmittel der Beru⸗ 
fung an das Bundesamt für das Heimaths— 
weſen angegriffen werden. 

Das Rechtsmittel iſt bei der angegriffenen Behörde 
binnen 14 Tagen nach erfolgter Behändigung der Ent⸗ 
ſcheidung ſchriftlich unter Beifügung einer Abſchrift des 
Schriftſatzes anzumelden. 


1) Die Koſten des Verfahrens und die zur Erſtattung ge— 
langenden Koſten der Gegenpartei werden von der Deputation 
endgültig feſtgeſetzt. §. 56 Geſetz v. 8. März 1871. 
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Die Rechtfertigung kann mit der Anmeldung ver⸗ 
bunden werden, iſt aber jedenfalls binnen 4 Wochen 
nach Ablauf der Anmeldungsfriſt nebſt einer Abſchrift 
der Behörde der erſten Inſtanz einzureichen. Die be⸗ 
treffenden Abſchriften werden von dieſer der Gegenpartei 
zur Beantwortung mit der Aufforderung zugeſtellt, die be⸗ 
zügliche Gegenerklärung binnen 4 Wochen vom Tage der 
Zuſtellung unter Beifügung einer Abſchrift einzureichen. 

Nach Eingang dieſer Schriftſätze beziehungsweiſe 
nach Ablauf der zu ihrer Einreichung beſtimmten Friſt 
werden die Akten der entſcheidenden Behörde der zweiten 
Inſtanz überſendet. | 

8. 38—51 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 
8.45 —58 G. v. 8. März 1871. 


Das Bundesamt für das Heimathsweſen. 


Das Bundesamt für das Hetimathsweſen iſt eine 
kollegialiſche ſtändige Behörde, welche aus einem Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens vier Beiſitzern gebildet wird. 
Dieſelben werden auf Vorſchlag des Bundesraths vom 
Bundespräſidium ernannt. Der Vorſitzende und min⸗ 
deſtens die Hälfte der Beiſitzer müſſen in ihrem Hei⸗ 
mathsſtaate die Befähigung zum höheren Richteramt 
erlangt haben. Das Bundesamt hat ſeinen Sitz in 
Berlin. | | 
8.42 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 
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Für die Rechtsverhältniſſe der Mitglieder kommen 
bis auf Weiteres folgende Beſtimmungen in Anwendung: 
1) Die Mitglieder werden auf Lebenszeit angeſtellt. 

2) Die Amtsentſetzung tritt nur dann ein, 

a. wenn das Mitglied ſtrafrechtlich mit dem Amts— 
verluſt oder einer entehrenden Strafe, 

b. wenn es mit einer nicht entehrenden Freiheits- 
ſtrafe von länger als einem Jahre, oder 

c. wegen eines entehrenden Verbrechens oder Ver— 
gehens zu einer Strafe rechtskräftig verurteilt iſt. 

Etwaige Zweifel darüber, ob einer dieſer Fälle 
vorliegt, werden durch das Plenum des Bundesamts 
zum Austrage gebracht. 

3) Iſt gegen ein Mitglied eine Unterſuchung ein⸗ 
geleitet, ſo kann das Bundesamt durch Plenarbeſchluß die 
Suspenſion des Angeſchuldigten von feinem Amte für die 
Dauer der Unterſuchung ausſprechen. Die Suspenſion 
tritt von Rechtswegen ein, wenn gegen den Augeſchul— 
digten die Unterſuchungshaft verhängt wird. Durch die 
Suspenſion wird das Recht auf den Genuß des vollen 
Gehalts während der Dauer derſelben nicht berührt. 

4) Wird ein Mitglied durch ein körperliches Ge— 
brechen oder durch Schwäche ſeiner körperlichen oder gei— 
ſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig, jo tritt feine Verſetzung in den Ruheſtand 
gegen Gewährung einer Penſion ein. Für die Höhe 
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der Penſion find die Vorſchriften maßgebend, welche 
darüber in dem Bundesſtaate gelten, aus deſſen Dienſt 
das Mitglied des Bundesamtes berufen iſt. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand kann auch ohne 
Antrag des Mitgliedes durch Plenarbeſchluß des Bun⸗ 
desamtes ausgeſprochen werden. Das Verfahren regelt 
ſich nach den einſchlagenden Beſtimmungen des Dis⸗ 
ciplinargeſetzes für die richterlichen Beamten. (§. 56 bis 
63 G. v. 7. Mai 1851.) Die Verrichtungen des Staats⸗ 
anwalts und des Unterſuchungsrichters werden hiebei 
von je einem durch den Bundeskanzler zu ernennenden 
Mitglied des Kammergerichts zu Berlin wahrgenommen. 

5) Gegen die Beſchlüſſe des Bundesamts in den 
Fällen ad 2. 3. 4 findet keine weitere Berufung ſtatt. 

8.43 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. | 
8. 23—26 B.⸗G. v. 12. Juni 1869. 

Der Geſchäftsgang ſoll durch ein beſonderes, vom 
Bundesamt zu entwerfendes, vom Bundesrath zu be⸗ 
ſtätigendes, Regulativ geordnet werden. Zur Abfaſſung 
eines gültigen Spruchs gehören mindeſtens drei Mit⸗ 
glieder, unter denen ſich mindeſtens ein Mitglied mit 
richterlicher Qualification befinden muß. Bei 
Stimmengleichheit hat das zuletzt ernannte, — bei 
gleichem Dienſtalter das jüngſte — Mitglied nur eine 
berathende Stimme. 

§. 44. 45 B.⸗G. v. 6. Juni 1860. 
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Verfahren. 

Das Bundesamt hat, wenn die Sache noch nicht 
ſpruchreif iſt, zuvörderſt die zur Klarlegung des Sach- 
oder Rechtsverhältniſſes erforderlichen Ermittelungen 
durch Requiſition der zuſtändigen Landesbehörden zu 
veranlaſſen. Iſt die Sache ohnedies ſpruchreif oder 
die Beweisaufnahme zum Abſchluß gelangt, ſo wird 
ein Termin zur öffentlichen und mündlichen Verhand— 
lung anberaumt, in welchem nach Anhörung der Par- 
teien die endgültige Entſcheidung ergeht. Die mit 
Gründen verſehene Ausfertigung wird der Spruchbehörde 
erſter Inſtanz zur Behändigung an die Parteien mit 
den Acten zugeſendet. Die Entſcheidung iſt koſtenfrei. 

§. 46—51 B.⸗Geſ. v. 6. Juni 1870. 

In allen Streitſachen zwiſchen preußiſchen Armen⸗ 
verbänden iſt die unterliegende Partet verpflichtet, der 
Gegenpartei die in der Berufungsinſtanz entſtandenen 
baaren Auslagen ſowie die Gebühren eines ſie in der 
öffentlichen Sitzung des Bundesamtes vertretenden Rechts- 
verſtändigen zu erſtatten. 

8.58 Gef. v. 8. März 1871. 


Hefonderes Verfahren bei Ausmeifungen. 


Wenn im Falle der geſetzlich gebotenen Ueberwei— 
ſung eines Hilfsbedürftigen aus dem Armenverbande 


— 


ſeines Aufenthaltortes in den Armenverband, welcher 


zu ſeiner definitiven Uebernahme verpflichtet iſt, dem 
letzteren Verbande der Verbleib des Unterſtützungsbe⸗ 
dürftigen in ſeinem bisherigen Aufenthaltsort wünſchens⸗ 
werth erſcheint, und er auch bereit iſt, dem Armenver⸗ 
bande des Aufenthaltorts die Koſten der ferneren 
Unterſtützung zu vergüten, ſo kann in Ermangelung 
einer gütlichen Einigung der betheiligten Armenverbände 
der zur Uebernahme des Unterſtützungsbedürftigen ver⸗ 
pflichtete Armenverband bei der zuſtändigen Deputation 
für das Heimathsweſen den Antrag ſtellen, den Ver⸗ 
bleib der ausgewieſenen Perſon oder Familie in dem 
bisherigen Aufenthaltsort zu geſtatten, und den Unter⸗ 
ſtützungsbetrag, welchen der verpflichtete Armenverband 
dem Armenverbande des Aufenthaltsorts für die Ueber⸗ 
nahme der weiteren Fürſorge zu vergüten hat, feſtzu⸗ 
ſetzen. — Zur Begründung dieſes Antrages gehört indeß 
die unter Beweis zu ſtellende Behauptung, daß entweder 
1) von der Ausweiſung Gefahr für das Leben oder 
die Geſundheit des Auszuweiſenden oder ſeiner 
Angehörigen zu beſorgen wäre, oder 
2) die Erwerbs-, beziehungsweiſe Arbeitsunfähigkeit 
des Auszuweiſenden durch eine im Bundeskriegs⸗ 
dienſt oder gelegentlich einer That perſönlicher 
Selbſtaufopferung erlittene Verwundung oder 
Krankheit veranlaßt iſt, oder 


u u 
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3) die Ausweiſung mit erheblichen Härten und Nach- 
theilen für den Auszuweiſenden verbunden ſein 
würde. 

Ueber dieſen Antrag entſcheidet die Deputation 
nöthigenfalls nach vorgängiger Beweisaufnahme. 

Gegen dieſen Beſchluß ſteht beiden Parteien binnen 
vierzehn Tagen nach deſſen Zuſtellung das Rechtsmittel 
der Berufung zu. Die endgültige Entſcheidung wird 
alsdann von dem Bundesamt für Heimathsweſen ge— 
troffen. 

Iſt nur die Nothwendigkeit des Transports oder 
die Art der Ausführung deſſelben ſtreitig geblieben, ſo 
entſcheidet die Deputation darüber endgültig.“) 

§. 56. 58 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 
§. 59 G. v. 8. März 1871. 

Wenn die thatſächlichen Vorausſetzungen des Be— 
ſchluſſes nach rechtskräftig erfolgtem Spruch fortfallen, 
kann derſelbe auf den Antrag des betheiligten Armen⸗ 
verbandes jederzeit zurückgenommen werden. In dieſem 
Falle iſt die Sache gleichfalls in dem vorbeſchriebenen 
Verfahren zum Austrage zu bringen. 

8.56 DB: v. 6. Juni 1870. 


) Die Transportkoſten fallen ſtets dem zur dauernden 
Uebernahme verpflichteten Armenverbande zur Laſt. 
§. 58 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 
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Vergleich. 

In allen vorbezeichneten Streitfällen hat ein zwi⸗ 

ſchen dem ſtreitenden Armenverbande zu Stande kom⸗ 

mender Vergleich, wenn er in urkundliche Form 

gekleidet iſt, mit der endgültigen A gleiche 
Kraft. 

§. 54 G. v. 6. Juni 1870. 


Schiedsrichterliches Verfahren. 


In jedem Kreiſe wird eine Commiſſion gebildet, 
welche in allen zwiſchen den Armenverbänden ſeines 
Bezirks ſchwebenden Streitigkeiten 

1) auf Antrag beider Parteien den ſchiedsrichterlichen 
Spruch, 

2) auf Antrag einer Partei!) den ſchiedsrichterlichen 
Sühneverſuch vorzunehmen hat. | 

Diefe Commiſſion beſteht aus dem Landrath als 
Vorſitzenden und zwei von dem Kreistage aus den Kreis⸗ 
angehörigen für die Dauer von drei Jahren ee ’ 
Mitgliedern. 

Die Vertreter für den Vorſitzenden und die beiden 
andern Mitgliedern wählt gleichfalls der Kreistag. 


1) Dieſer Antrag kann aber nur dann geſtellt werden, 
wenn die Klage noch nicht bei der Deputation für das Heimaths⸗ 
weſen anhängig gemacht iſt. 8.60 G. v. 8. März 1871. 
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In Städten, welche zu keinem Kreiſe gehören, 
erfolgt die Wahl aus den Angehörigen der Gemeinde 
durch den Gemeindevorſtand und die Gemeindevertretung 
in gemeinſchaftlicher Sitzung. 

Für das Verfahren in dieſen Commiſſionen gelten 
nachſtehende Vorſchriften: 

1) Es dürfen nur ſolche Klagen zugelaſſen werden, 
aus denen der in Anſpruch genommene Armenverband, 
ſowie der Gegenſtand des Anſpruchs genau erſichtlich 
und namentlich hervorgehoben iſt, ob die Uebernahme 
des betreffenden Hilfsbedürftigen oder eine andere Leiſtung 
verlangt wird. 

2) Die Commiſſionen ſind befugt, Unterſuchungen 
an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sach— 
verſtändige!) eidlich abzuhören und jede ſonſtige Beweis— 
erhebung entweder in der öffentlichen Sitzung oder durch 
eins ihrer Mitglieder oder durch eine der Bezirks- 
Regierung untergeordnete Behörde veranlaſſen, auch 
andere Behörden um deren Ausführung erſuchen. 


1) Die allgemeine Verpflichtung, ſich als Zeuge oder 
Sachverſtändiger vernehmen zu laſſen, kommt auch hier in An- 
wendung. Die Commiſſion erkennt demgemäß auf die im Falle 
des Ungehorſams zu verhängenden Strafen, und iſt gegen eine 
derartige Feſtſetzung nur der Recurs an die Deputation für 
das Heimathsweſen zuläſſig. §. 61 G. v. 8. März 1871. 
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3) Die Entſcheidung erfolgt in einer öffentlichen 
Sitzung, zu welcher die Parteien, beziehungsweiſe ihre 
bevollmächtigten Vertreter, unter der Verwarnung vor⸗ 
zuladen ſind, daß bei ihrem Ausbleiben nach Lage der 
Akten entſchieden werden wird. In der Sitzung ſind 
die Parteien zu hören und ihnen demnächſt das Urteil 
zu verkünden. Außerdem iſt aber ein ſchriftlicher mit 
Gründen verſehener Beſchluß auszufertigen und 92 55 
zu behändigen. 

4) Die Commiſſion iſt an keine Beweisregeln ge⸗ 
bunden, urteilt vielmehr nach freier Ueberzeugung. 

5) Im Falle eines verurteilenden Spruchs iſt 
jedenfalls ausdrücklich hervorzuheben, ob der verklagte 
Armenverband zur Uebernahme des betreffenden Hilfs⸗ 
bedürftigen oder zu einer ſonſtigen Leiſtung fie 
ſein ſoll. 

6) Die Commiſſion darf in jeder Lage des Ver⸗ 
fahrens einen Sühneverſuch veranlaſſen. 

7) Die Entſcheidung erfolgt koſten⸗ und ſtempel⸗ 
frei, doch ſind dem unterliegenden Theile die baaren 
Auslagen des Verfahrens und die des obſiegenden 
Theils zur Laſt zu legen, wobei indeß die Gebühren 
eines Bevollmächtigten nicht in Anſatz gebracht werden 
dürfen. 

8) Gegen die Entſcheidung der Commiſſion findet 
keine Berufung ſtatt. Ein Gleiches gilt von der durch 
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dieſelbe erfolgten Feſtſetzung der zu erſtattenden baaren 
Auslagen. | | 

9) Die Entſcheidungen der Commiſſion, ſowie die 
von derſelben urkundlich feſtgeſtellten Vergleiche ſind im 
Verwaltungswege vollſtreckbar. 

8. 60. 61. 62 G. v. 8. März 1871. 
Execution. 

Die Execution iſt auf Antrag des betheiligten 
Armenverbandes von der entſcheidenden Behörde der 
erſten Inſtanz zu vollſtrecken. 

Der Antrag iſt zuläſſig: 

1) auf Grund einer endgültigen Entſcheidung, 
2) auf Grund einer noch anfechtbaren Entſchei— 
dung!) mit Ausschluß der Fälle, in denen es ſich 
um die Uebernahme eines auszuweiſenden Hilfs— 

bedürftigen handelt, 
3) auf Grund eines urkundlichen Anerkenntniſſes 
oder Vergleichs. 
Die betreffenden Entſcheidungen, beziehungsweiſe Ur- 
kunden (M3), find dem Executions-Antrage beizufügen. 
8.58. 55. 57 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 


1) Wird die Entſcheidung in der zweiten Inſtanz aufge— 
hoben oder geändert, ſo fällt der Executionsbehörde die Aufgabe 
zu, die Folgen der bereits vollſtreckten Execution rückgängig zu 
machen. §. 54 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 

.® 
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Iſt der ſchuldige Armenverband ausweislich einer 
von ſeiner Bezirksregierung auszuſtellenden Beſcheinigung 
zur Entrichtung des Schuldbetrages ganz oder theilweiſe 
außer Stande, ſo bleiben die Koſten des Verfahrens 
außer Anſatz. Für die Erſtattung der Auslagen und Ge⸗ 
bühren muß der betreffende Landarmenverband eintreten. 

§. 59 a. a. O. S. 59 G. v. 8. März 1871. 


Oeffentliche Unterſtützung hilfsbedürftiger 
Ausländer. 


Jeder Ausländer ift, fo lange ihm der Aufenthalt 
im Inlande geſtattet iſt, 

1) in Bezug auf die Art und das Maaß der im 
Falle der Hilfsbedürftigkeit zu gewährenden Unter⸗ 
ſtützung, 

2) in Bezug auf den Erwerb und Verluſt des 
Unterſtützungswohnſitzes | 

einem Deutſchen gleich zu behandeln. 
8.64 G. v. 8. März 1871. 

Die vorläufige Unterſtützung hilfsbedürftiger Aus⸗ 
länder liegt dem Ortsarmenverbande des Aufenthaltsorts 
ob. Zur Erſtattung der diesfälligen Koſten, beziehungs⸗ 
weiſe zur Uebernahme des hilfsbedürftigen Ausländers, 
iſt der Bundesſtaat des Ortsarmenverbandes verpflichtet. 
8.60 B.⸗G. v. 6. Juni 1870, 
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Jedem zur vorläufigen oder dauernden Unterſtützung 
eines Hilfsbedürftigen verpflichteten Armenverbande ſteht 
wegen der für dieſen Zweck gemachten Aufwendungen 
der Rückgriff an diejenigen zu, welchen nach allgemeinen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften die Verpflichtung zum Un⸗ 
terhalt und zur Verpflegung des Unterſtützungsbedürf— 
tigen obliegt. (Familien⸗, Dienſt⸗Verhältniß, Vertrag, 
Genoſſenſchaftsverhältniß, Stiftung u. ſ. w.) 

§. 61. 62 B.⸗G. v. 6. Juni 1870. 

Wenn es ſich um die Verwirklichung der Unter— 
ſtützungspflicht der Ehegatten, ehelichen Eltern, der un⸗ 
ehelichen Mutter, der ehelichen und unehelichen (in Be— 
Beziehung auf die Mutter) Kinder handelt, hat der 
Landrath !) des Kreiſes, in welchem der in Anſpruch ge— 
nommene Angehörige des Hilfsbedürftigen ſeinen Wohn— 
ſitz oder — in Ermangelung eines Wohnſitzes — ſeinen 
Aufenthalt hat, auf den Antrag des unterſtützungspflich- 
tigen Armenverbandes über die zu gewährende laufende 
Unterſtützung durch Beſchluß zu befinden. 

Gegen dieſen Beſchluß ſteht beiden Parteien binnen 
10 Tagen nach deſſen Zuſtellung 


1) In Sigmaringen der Oberamtmann des betreffenden 
Oberamtsbezirks; in den nicht zu einem Kreisverbande gehörigen 
Städten der Gemeindevorſtand. 

5.65 G. v. 8. März 1871. 
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1) der Recurs an die Deputation für das Heimaths⸗ 
weſen, welche dann endgültig entſcheidet, 
2) der Rechtsweg 
offen. 

In beiden Fällen bleibt der angefochtene Beſchluß 
ſo lange im Verwaltungswege vollſtreckbar, bis durch 
die Entſcheidung der Recursbehörde oder durch rechts- 
kräftigen Richterſpruch eine abändernde Beſtimmung ge⸗ 
troffen iſt. Erfolgt auf dem angedeuteten Wege eine 
Aenderung des erſten verurtellenden Beſchluſſes, fo 
hat der Armenverband dem in Anſpruch genommenen 
Angehörigen das bis dahin geleiſtete, beziehungsweiſe 
zu viel Geleiſtete, zu erſtatten, und kann hiezu durch 
die Aufſichtsbehörde angehalten werden. 

Hat jedoch der in Anſpruch genommene Angehörige 
die gerichtliche Klage nicht innerhalb ſechs Monaten 
nach Zuſtellung des von ihm angefochtenen Beſchluſſes 
angebracht, ſo kann er nur dasjenige zurückfordern, was 
er für den Zeitraum ſeit Anbringung der Klage zu viel 
geleiſtet hat. 

8.65. 66. 67 G. v. 8. März 1871. 

Der Arme ſelbſt darf ſeinen Anſpruch auf Unter⸗ 
ſtützung, gleichviel ob die Unterſtützungspflicht oder die 
Höhe, beziehungsweiſe die Art der Unterſtützung in Frage 
kommt, gegen den betreffenden Armenverband niemals 
im Rechtswege durchführen. Ihm ſteht nur der Be⸗ 
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ſchwerdeweg bei der Aufſichtsbehörde des Armenverbandes 
offen. Die erſte Inſtanz bildet hier der Kreislandrath, 
in Städten außerhalb des Kreisverbandes der Gemein— 
devorſtand, die zweite und letzte Inſtanz iſt die Depu⸗ 
tation für das Heimathsweſen. 

§. 63. a. a. O. a 


Hefondere Beſtimmungen für einzelne 
Sandestheile. 


1) In der Provinz Hannover treten an die Stelle 
der Bezirksregierungen die Landdroſteien, an die Stelle 
der Landräthe die Amtshauptmänner, an die Stelle der 
Kreistage die Amtsvertretungen. Die Kreis⸗Commiſ⸗ 
ſionen werden aber auch in der Provinz Hannover für 
die einzelnen Kreiſe durch die von den Kreistagen zu 
wählenden Mitglieder unter Vorſitz des Kreishaupt— 
manns gebildet. 

2) Die Landarmenſachen werden bis zum Erlaß 
der bezüglichen Königlichen Verordnung bearbeitet: 

a. in der Provinz Schleswig-Holſtein von der Re— 
gierung zu Schleswig 

b. in dem kommunalſtändiſchen Verbande des Re— 
gierungsbezirkes Wiesbaden mit Ausnahme des 

Stadtkreiſes Frankfurt a. M. von der Regierung 

zu Wiesbaden, 
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c. in dem Regierungsbezirk Sigmaringen von der 
dortigen Regierung. 

Der Kreis Meiſenheim wird dem Landarmenver⸗ 
bande des Regierungsbezirks Koblenz, die Enclave Kauls⸗ 
dorf dem Landarmenverbande der vormals ſächſiſchen 
Kreiſe der Regierungsbezirke Merſeburg und Erfurt und 
des Kreiſes Erfurt zugelegt. 

3) Für das Jadegebiet wird keine beſondere De- 
putation für das Heimathsweſen geſchaffen. Die Ver⸗ 


richtungen derſelben werden vielmehr der Deputation 


für das Hetmathsweſen in der Provinz Hannover über- 
tragen. Im Uebrigen wird die Zuſtändigkeit der Be⸗ 
hörden durch Königliche Verordnung geregelt. 

4) Im Regierungsbezirk Sigmaringen werden die 
Kreis⸗Commiſſionen in der Art zuſammengeſetzt, daß in 
jedem Oberamtsbezirk der Oberamtmann als Vorſitzender 
fungirt, während die beiden andern Mitglieder und deren 
Stellvertreter von den Ortsvorſtehern, welche zu dieſem 
Zweck von dem Regierungspräſidenten zu Wahlver⸗ 
bänden vereinigt werden, gewählt werden. = 

In derſelben Weiſe werden die nicht vom Könige 
zu ernennenden Mitglieder der Deputation für das 
Heimathsweſen gewählt. 
§. 26. 71 G. v. 8. März 1871. 
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Aufhebung älterer geſetzlicher 
Beſtimmungen. 


Mit dem 1. Juli 1871 treten außer andern mit 
dem neu geſchaffenen geſetzlichen Zuſtand im Widerſpruch 
ſtehenden oder mit demſelben nicht zu vereinigenden Ge— 
ſetzesvorſchriften folgende Geſetze und Verordnungen 
außer Kraft: 

1) Für die Provinzen Preußen, Pommern, Bran⸗ 
denburg, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtphalen und die 
Rheinprovinz: 

a. das Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege 
vom 31. Dezember 1842 (Geſetz-Samml. 1843. 
S. 8) mit der Maßgabe, daß die im §. 6 unter 
3 dieſes Geſetzes erwähnten, zur Zeit der Ver— 
kündigung deſſelben bereits in Ausführung gekom⸗ 
menen Veränderungen von Gemeindebezirken nach 
wie vor als rechtsbeſtändig zu betrachten ſind; 

b. das Geſetz zur Ergänzung der Geſetze vom 31. De— 
zember 1842 über die Verpflichtung zur Armen— 
pflege u. ſ. w. vom 21. Mai 1855 (Geſetz-Samml. 
S. 311), ſoweit daſſelbe zur Zeit noch Gültig— 
keit hat; 

c. der §. 1 des Edikts vom 14. Dezember 1747 
wegen Ausrottung der Bettler u. |. w. in Schle- 
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ſien und der Grafſchaft Glatz vorbehaltlich der 
Beſtimmungen des §. 9 des Geſetzes vom 8. März 
1871; | 

d. diejenigen geſetzlichen Vorschriften, welche die Auf- 
bringung der Koſten der örtlichen Armenpflege in 
der Provinz Schleſien, ausſchließlich der Ober: 
Lauſitz, zu ihrem Gegenſtande haben, insbeſondere 
das Geſetz vom 18. März 1869 (Geſetz⸗Samml. 
. 00.) | 

e. der §. 5 der Verordnung betreffend die Einführung 
der im Weſtrheiniſchen Theile des Regierungs⸗ 
bezirks Coblenz geltenden Geſetze in dem vormals 
Heſſen-Homburgiſchen Oberamte Meiſenheim vom 
20. September 1867 (Geſetz-Samml. S. 1535 ff.) 
und die dort allegirte Verordnung vom 15. Ok⸗ 
tober 1832; 

2) für die Provinz Schleswig-Holſtein die Armen⸗ 
ordnung vom 29. Dezember 1841 (Schleswig-Holſtein⸗ 
ſche Geſetz-Samml. S. 267 fgde.) mit Ausnahme der 
§§. 14— 18. 77. 78. 81. 82, ſoweit dieſelben die ge⸗ 
ſetzliche Alimentationspflicht der Verwandten und die 
Verpflichtungen der Dienſtherrſchaften gegenüber den 
Dienſtboten zum Gegenſtande haben; desgleichen die 
88. 7—15 des Patents betreffend die Niederlaſſung und 
Verſorgung von Ausländern, vom 5. November 1841 
(ebenda S. 243 fgde.); 
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3) für die Provinz Hannover: 

a. die Verordnung über die Beſtimmung des Wohn— 
orts u. ſ. w. vom 6. Juli 1827 (Hannoverſche 
Geſetz-Samml. S. 69 fgde.) mit der Maßgabe, 
daß die nach den Gemeinde- Verfaſſungsgeſetzen 
durch den Erwerb des Wohnrechts bedingten Rechte 
und Pflichten fortan durch den Wohnſitz (juriſti— 
ſches Domizil) in der betreffenden Gemeinde be— 
gründet werden; 

b. das Geſetz wegen Behandlung erkrankter, der Ge— 
meinde nicht angehöriger Armen vom 9. Auguſt 

1838 (ebenda S. 195 fgde.); 

C. die SS. 48 und 49, ſowie die auf das Armen— 
weſen Bezug habenden Beſtimmungen der SS. 28 
fgde. des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden 
vom 30. September 1842 (ebenda S. 211 fgde.); 

4 für das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen die 
Verordnung, enthaltend Maßregeln der Sicherheitspolizei 
wegen der erwerbs- oder heimathsloſen u. ſ. w. Per— 
ſonen, vom 29. November 1823 (Kurheſſiſche Geſetz— 
Samml. S. 57 fgde.); 

5) für das ehemalige sent Naſſau das Ge— 
ſetz betreffend die Verwaltung der öffenlichen Armen— 
pflege vom 18. Dezember 1848 (Naſſauiſches Verord— 
nungsbl. S. 303 fgde.); jedoch 

a. mit Ausnahme des 8. 9, ſoweit derſelbe die ge— 
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ſetzliche Alimentationspflicht der Ehegatten und 
der Verwandten zu ſeinem Gegenſtande hat, 
b. mit Ausnahme des 8.28 und 

C. vorbehaltlich der die Verwaltung des Central⸗ 
Waiſenfonds betreffenden Beſtimmung des §. 72 
dieſes Geſetzes, und mit der Maßgabe, daß die 
auf Grund der SS. 14 und 16 sub 3 des Ge⸗ 
ſetzes vom 18. Dezember 1848 für die Land⸗ 
armen⸗ und Waiſenpflege im Gebiete des ehe— 
maligen Herzogthums Naſſau, ſowie die für 
gleiche Zwecke im Kreiſe Biedenkopf aus der 
Staatskaſſe pro 1870 geleiſteten Zuſchüſſe dem 
Landarmenverbande des Regierungsbezirks Wies⸗ 
baden überwieſen werden; 

6) für die ehemaligen Bairiſchen Landestheil die 
Verordnung über das Armenweſen vom 17. November 
1816 (Batriſches Geſetzbl. S. 780 fgde.), das Geſetz 
über die Heimath vom 11. September 1825 (ebenda 
S. 103 fgde.), das revidirte Geſetz über Anſäſſigmachung 
und Verehelichung vom 11. Septbr. 1825, 1. Juli 1834 
(ebenda S. 133 fgde.), das Geſetz über die Unterſtützung 
und Verpflegung hilfsbedürftiger und erkrankter Perſonen 
vom 25. Juli 1850 (ebenda S. 341 fgde.). — 
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